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Europa braucht 
einen Kurswechsel!
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Standpunkt

E
in Kurswechsel in Europa ist nur dann mög-

lich, wenn man jene Kräfte stärkt, die auch 

dafür eintreten. Nicht wählen schwächt 

dagegen die Demokratie und stärkt die Macht von 

Lobbyisten und großen Konzernen. Laut einer im 

April veröff entlichten EURO-Barometer-Umfrage 

haben nur 22 Prozent der ÖsterreicherInnen fi x 

vor, am 25. Mai wählen zu gehen. Nur jeder fünfte 

Mann gab an, sicher wählen zu gehen und jede 

vierte Frau. Je jünger die Wahlberechtigten, umso 

unwahrscheinlicher, dass sie ihr Wahlrecht wahr-

nehmen werden. Ein Phänomen, das man übri-

gens nicht nur in Österreich, sondern überall in 

der EU feststellen kann. Zur allgemeinen Politikver-

drossenheit kommt bei den Europawahlen noch 

die besonders ausgeprägte Skepsis gegenüber den 

Brüsseler VolksvertreterInnen dazu. 

Bis zu einem gewissen Grad kann ich diese Skep-

sis gut nachvollziehen. Vor allem die Politik der 

EU in der Wirtschaftskrise der vergangenen Jahre 

hat viele enttäuscht und zu Recht erzürnt. In Spa-

nien, Griechenland und Portugal, die am meisten 

unter dem EU-Spardiktat leiden, treibt die wach-

sende Armut die Menschen immer wieder auf 

die Straße. Auch in Österreich wird der Druck in 

Richtung Einsparungen, Kürzungen von Löhnen 

und Gehältern sowie Sozialleistungen immer 

mehr spürbar. 

Trotzdem – oder gerade deshalb – sind die Wahlen 

zum Europäischen Parlament am 25. Mai wich-

tig. Denn die EU besteht nicht nur aus Lobbyis-

ten und Bürokraten, wie EU-GegnerInnen gerne 

behaupten. Vielmehr müssen die meisten Richt-

linien („EU-Gesetze“) mit dem Europäischen Par-

lament abgestimmt werden. Mit Unterstützung 

der GewerkschaftsvertreterInnen im EU-Parla-

ment konnten immer wieder wichtige Impulse für 

ein sozialeres und bürgernäheres Europa gesetzt 

werden. Das wurde zuletzt durch Verbesserungen 

für LeiharbeiterInnen am Arbeitsplatz sichtbar. 

Auch was die Einführung einer Finanztransakti-

onssteuer betriff t, hat das Europäische Parlament 

bereits einen wichtigen Meilenstein gesetzt. 

Wer am 25. Mai wählen geht, hat die Möglichkeit 

jenen Abgeordneten seine/ihre Stimme zu geben,

die sich für Verbesserungen im Sinne der Arbeit-

nehmerInnen – wie zum Beispiel für eine stärkere 

Regulierung der Finanzmärkte und mehr soziale 

Gerechtigkeit – einsetzen.  

Wer eine andere EU will,
muss sie auch wählen. 
von Dwora Stein
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Europa braucht  

Europa wird kaputtgespart. Immer mehr 
Menschen demonstrieren gegen die unsinnige 
Sparpolitik. Die Europa-Wahl am 25. Mai 
macht einen politischen Kurswechsel möglich.
von Andrea Rogy
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den Kurswechsel!

©
 N

ur
ith

 W
ag

ne
r-S

tra
us

s

Tausende Menschen demonstrierten in Madrid im April 2014 
gegen die Sparmaßnahmen der spanischen Regierung.
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Auff allend dramatisch ist die Situ-

ation in jenen Ländern, die im 

Anschluss an die Wirtschaftskrise 

die rigide Sparpolitik der Troika 

umsetzen mussten, damit sie Hilfs-

gelder bekommen. Das Ziel der 

Konsolidierungspolitik war es, die 

Wirtschaft anzukurbeln. Die rea-

len Auswirkungen waren eine stei-

gende Arbeitslosigkeit, die radikale 

Verarmung sozial schwacher Bevöl-

kerungsschichten, eine Verschär-

fung der Ungleichverteilung des 

ökonomischen Wohlstandes und 

Massenproteste.

Auswirkungen 
auf die Menschen

Die OECD, die Organisation für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung, hat in ihrem 

Bericht „Gesellschaft auf einen Blick 

2014“ untersucht, wie die Krise das 

Leben der Menschen in den Mit-

gliedsländern verändert hat. Das 

I
n großen Teilen Europas leiden 

die Menschen seit Jahren unter 

einer rigiden Sparpolitik, die nach 

Ansicht der neoliberalen Politspitze 

den Weg aus der Wirtschaftskrise 

weisen soll. Die negativen Folgen des 

Sparzwangs sind vielfältig – beson-

ders deutlich sind sie an der steigen-

den Arbeitslosigkeit abzulesen. Am 

stärksten ist die Jugend betroff en: 

In Spanien und Griechenland sind 

bereits weit mehr als 50 Prozent der 

jungen Menschen ohne Beschäf-

tigung. Auch das Auskommen 

mit dem Einkommen wird ange-

sichts der Wirtschaftsfl aute immer 

schwieriger. In Griechenland ist die 

Situation besonders dramatisch. 

Aktuell werden rund 25 Prozent der 

GehaltsempfängerInnen als „Neu-

arme“ bezeichnet – sie können mit 

ihrem Verdienst die Lebenshaltungs-

kosten nicht decken. Das radikale 

Kaputtsparen zerstört zusehends 

auch Errungenschaften eines sozia-

len Europas, die in den vergangenen 

Tiefe Einschnitte in die Sozialsysteme machen die Armut in Europa wieder stärker sichtbar.

Jahrzehnten aufgebaut wurden. So 

warnten ExpertInnen bereits 2012 

vor einer humanitären Katastro-

phe nicht nur in Griechenland, wo 

immer mehr Menschen verarmen. 

Es gibt dort nicht mehr genügend 

Medikamente und medizinisches 

Material – das Gesundheitssystem 

bricht zusammen.

In Madrid protestierten zuletzt 

im April Zehntausende Menschen 

gegen die geplanten strengen Spar-

maßnahmen der spanischen Regie-

rung. Der Protestmarsch endete in 

Zusammenstößen mit der Polizei. 

Die Menschen sind wütend und 

haben genug vom Spardiktat! Sie 

haben erkannt, dass derartig tiefe 

Einschnitte ins Sozialsystem die 

Nachfrage hemmen und so die Wirt-

schaft einbrechen lassen. Die Rezes-

sion ist schon jetzt so massiv, dass 

sie zunehmend die Voraussetzun-

gen für zukünftiges Wirtschafts-

wachstum zerstört.
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Thema

Hauptergebnis: Die Finanzkrise hat 

eine Sozialkrise entfacht. Die einbre-

chende Wirtschaft hatte sehr kon-

krete und hemmende Auswirkun-

gen auf zentrale Lebensentschei-

dungen der Menschen: 

Wollen wir Kinder? Bin 

ich mit meinem Leben 

zufrieden? Gehe ich noch 

zum Arzt, wenn ich krank 

werde? Ein Beispiel: Der 

Anteil der Menschen, die 

aktuell angeben, nicht 

immer genug Geld zu haben, um 

ausreichend Essen zu kaufen, liegt 

im OECD-Schnitt bei 13 Prozent. In 

Griechenland stieg der Anteil in der 

Krise um neun Prozentpunkte auf 

erschreckende 18 Prozent.

Die Krise hat also das Leben vieler 

Menschen zum Negativen verän-

dert – deswegen müsse die Poli-

tik gegensteuern, heißt es in dem 

Bericht der OECD. Sparen Staaten 

jedoch bei Bildung, Gesundheit und 

Unterstützung für Familien, treff e 

das diejenigen, die ohnehin bereits 

am stärksten unter der Krise leiden. 

Viele ExpertInnen in Europa war-

nen daher eindringlich vor dem fal-

schen Sparen: Wer pauschal soziale 

Ausgaben kürze, könne die Entwick-

lungschancen ganzer Generationen 

gefährden.

Doch Europa ist dank der neolibera-

len Einfl üsterer genau in diese Falle 

hineingetappt und befi ndet sich im 

Moment in einer schweren wirt-

schaftlichen und sozialen Krise. Für 

den internationalen Sekretär der 

GPA-djp, Wolfgang Greif, werden 

die tiefgreifenden sozialen Folgen 

der Wirtschafts- und Finanzkrise 

in Europa immer sichtbarer und 

alarmierender: Seit 2007 sind die 

Arbeitslosenzahlen in der Europä-

ischen Union um mehr als 20 Pro-

zent gestiegen. Jede sechste Europä-

erIn ist heute armutsgefährdet. Die 

Krise bringt Lohn- und Pensionskür-

zungen sowie zunehmenden Druck 

auf die Gewerkschaften – mit dem 

Ziel Kollektivverträge zu unterlaufen.

Europa befi ndet sich 
in einer schweren 

wirtschaftlichen und sozialen Krise.

Europa läuft schief

Für Greif liegen die massiven Fehl-

entwicklungen auf europäischer 

Ebene klar auf der Hand: Seit Aus-

bruch der Finanzmarktkrise werden 

in immer mehr EU-Ländern Eingriff e 

in das Arbeitsrecht und die Sozial-

systeme vorgenommen. Während 

Teile dieser Maßnahmen dazu die-

nen, Staatsausgaben zu kürzen, 

erfüllen andere vor allem den Zweck, 

den Arbeitsmarkt zu fl exibilisieren 

und das Lohnniveau zu senken. „Die 

Gewerkschaften in Europa gewin-

nen immer mehr den Eindruck, dass 

die Finanzmarkt- und Wirtschafts-

krise von neoliberalen Kräften dazu 

genutzt wird, all das an 

sogenannten Strukturre-

formen durchzusetzen, was 

jahrzehntelang von vielen 

zwar gewünscht, unter ‚nor-

malen‘ Verhältnissen aber 

nicht durchsetzbar war“, 

präzisiert Greif.

Trotz der immer off ensichtlicher 

werdenden Fehlentwicklungen will 

uns ein machtvolles, neo-liberal 

ausgerichtetes „Reform-Bündnis“, 

in dem die EU-Kommission und die 

meisten EU-Staatschefs eine zent-

rale Rolle einnehmen, immer noch 

Wolfgang Greif von der GPA-djp kandidiert bei der EU-Wahl.
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gewerkschaftlichen Paketes sind: 

Erstens Investitionen in Industrie, 

Infrastruktur und soziale Dienstleis-

tungen und Zweitens die Sicherung 

sozialer Grundrechte samt Weiter-

entwicklung von EU-Mindeststan-

dards im Sozialbereich. (vgl. S.9).

Begleitet werden muss der Weg aus 

der Krise für die Gewerkschaften 

von einer Finanztransaktionssteuer 

– welche die Steuerbasis in den EU-

Staaten stärkt – sowie der eff ektiven 

Regulierung der Finanzmärkte. 

Das gewerkschaftliche Wachs-

tums- und Verteilungsmodell für 

Europa basiert auf folgenden Eck-

punkten: der Stärkung der Binnen-

nachfrage, dem Kampf gegen die 

(Jugend-)Arbeitslosigkeit, der Stär-

kung der Sozialpartner und der 

ArbeitnehmerInnenrechte.

einreden, dass die Krise harte Ein-

schnitte erforderlich mache und 

es keine andere Wahl gäbe. Diese 

Kräfte unternehmen derzeit energi-

sche Anstrengungen, um Teile der 

radikalen Sparpolitik, die in Südeu-

ropa bereits umgesetzt wurde, auf 

ganz Europa auszuwei-

ten. Das ist defi nitiv eine 

Fehlentwicklung.

Was muss sich 
ändern?
Die eingeschlagenen Kri-

senlösungspfade in Europa schreien 

nach einem radikalen Kurswech-

sel. Sie sind nicht nur sozial unge-

recht, sondern auch wirtschaft-

lich in hohem Maße unvernünftig. 

Abgesehen vom sozialen Elend und 

menschlichen Leid wird die Stabili-

tät der Eurozone immer mehr belas-

tet. Doch wie kann ein nachhalti-

ger Kurswechsel stattfi nden? „Um 

Wachstumsschwächen in weiten 

Teilen der EU zu korrigieren, braucht 

es ein neues Wachstums- und Vertei-

lungsmodell mit starken Impulsen 

zur Schaff ung von Beschäftigung“, 

skizziert Greif.  Die zwei Säulen des 

EU-Abgeordnete Evelyn 
Regner möchte einen 
Kurswechsel der europäi-
schen Politik herbeiführen.

Die Gewerkschafterin Evelyn Reg-

ner, ist seit 2009 Abgeordnete im 

Europa-Parlament. Als langjährige 

Leiterin des ÖGB-Europabüros in 

Brüssel vertritt sie die Interessen der 

österreichischen ArbeitnehmerIn-

nen in Europa. Die Sozialdemokra-

tin will Impulse setzen, um 

in der Krise Beschäftigung 

zu schaff en und die Wirt-

schaft nachhaltig anzukur-

beln. Regner setzt sich tag-

täglich für eine gerechtere 

Verteilung des Wohlstan-

des ein. Sie will eine soziale 

Marktwirtschaft, die den Menschen 

und nicht den Profi t in den Mittel-

punkt stellt. Zuletzt setzte sich Reg-

ner erfolgreich für eine fi nanzielle 

Beteiligung von ArbeitnehmerInnen 

an Unternehmensgewinnen ein. 

Regner, die auch Mitglied im Aus-

schuss für Beschäftigung und soziale 

Angelegenheiten ist, nimmt bereits 

ein Umdenken im Europäischen Par-

lament wahr: „Mitte März wurden 

im Plenum zwei Entschließungen 

angenommen, welche die Sparpo-

litik scharf kritisieren. Die Berichte 

halten Verletzungen der Grund-

rechte sowie Eingriff e in KV-Ver-

handlungen fest – als Konsequenzen 

des rigiden Sparkurses in Griechen-

land, Irland, Spanien und Zypern.” 

Für Regner bergen die EU-Wahlen 

die reelle Chance auf eine wich-

tige Weichenstellung hin zu einem 

Europa der ArbeitnehmerInnen: 

„Die Menschen in Europa wollen 

Wirtschaftswachstum und Beschäf-

tigung statt Sparpolitik haben. Mit 

einer anderen Mehrheit und einer 

Neuorientierung der Europäischen 

Kommission unter einer neuen Füh-

rung können wir das erreichen. Die 

Wahl zum Europäischen Parlament 

bietet die Chance für einen radika-

len Kurswechsel in der EU!“

Nähere Informationen zur EU-Wahl: 

und zur EU-Politik der Gewerkschaft:

http://www.gpa-djp.at/
international
http://www.oegb-eu.at

Die Menschen in Europa
 wollen Wirtschaftswachstum

und Beschäftigung.
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Das Parlament der Europäi-
schen Union hat seinen Sitz in 
Straßburg und wird alle fünf 
Jahre von den BürgerInnen der 
EU gewählt. Das Parlament ist 
das einzige direkt gewählte 
Organ der Europäischen 
Union, und daher als die 
eigentliche Vertretung der Bür-
gerInnen in Europa zu sehen. 
Als sogenannte Bürgerkammer 
der EU stellt es ein machtpoliti-
sches Gleichgewicht zum von 
den Mitgliedsstaaten besetzten 
Rat – der Staatenkammer – dar. 

Im Europäischen Parlament 
sind derzeit sieben Fraktionen 
vertreten, der Parlamentsprä-
sident Martin Schulz wird von 
der Sozialdemokratischen 
Partei Europas (SPE) gestellt. 

Von den derzeit 19 Europa-
abgeordneten aus Österreich 
gehören sechs zu den europä-
ischen Christdemokraten, fünf 
zu den Sozialdemokraten, zwei 
zu den Grünen und sechs zu 
den Fraktionslosen (Hans-Peter 
Martin, FPÖ, andere).

Mitbestimmung
Das Europa-Parlament hat weit-
reichende Befugnisse, wie bei-
spielsweise die Mitwirkung an 
der Gesetzgebung in der EU 
oder demokratische Kontroll-
rechte in Bezug auf die EU-Ins-
titutionen. So können wichtige 
Impulse für ein sozialeres und 
bürgernäheres Europa gesetzt 
werden. Das wurde zuletzt bei 
Verbesserungen für Leiharbei-
terInnen und durch einen opti-
mierten Diskriminierungsschutz 
am Arbeitsplatz sichtbar.

Investitionen in die Zukunft
Die Sparpolitik ist der falsche 
Weg aus der Krise. Jährlich 
müssen zwei Prozent der euro-
päischen Wirtschaftsleistung in 
Forschung, in die industrielle 
Basis Europas sowie in die 
soziale Infrastruktur investiert 
werden. Das soll Wachstum 
und Arbeitsplätze schaffen.

Spardiktate stoppen
Gleichzeitig ist es notwendig, 
den Stabilitätspakt, die Schul-
denbremse und die strengen 

Defi zitbedingungen für die 
Mitgliedsstaaten zu lockern. 
Das Ziel ist eine Steigerung 
der Reallöhne, nur so kann die 
Nachfrage gesichert werden.

Steuerdumping stoppen 
Um die Finanzierungsbasis der 
Staaten zu erhalten, muss der 
Wettlauf um die niedrigsten 
Steuern gestoppt werden. 
Europaweit  einheitliche Steuer-
sätze und Berechnungsgrundla-
gen bei Unternehmenssteuern 
sind dafür nötig. 

Soziale Mindeststandards
Soziale Grundrechte dürfen 
in der Europäischen Union 
nicht durch die wirtschaftli-
chen Binnenmarktfreiheiten 
ausgehebelt werden. Armut 
und Verelendung müssen der 
Vergangenheit angehören. 
Soziale Sicherheit und die
Inanspruchnahme des Gesund-
heitssystems dürfen nicht von 
der Höhe des Einkommen 
abhängen.

•  Die Wahlen sind am 
Sonntag, den 25. Mai 2014 

•  In Österreich werden 18 
der insgesamt 751 Abge-
ordneten des Europäischen 
Parlaments gewählt.

•  Wahlberechtigt sind alle 
BürgerInnen ab 16 Jahren.

•  Dies gilt auch für alle EU- 
BürgerInnen mit Hauptwohn-
sitz in Österreich, die sich in 
die Europa-Wählerevidenz-
listen bei der zuständigen 
Gemeinde eintragen lassen.

•  Informationen zu den 
aktuellen VertreterInnen 
Österreichs im EU-Parlament 
fi nden sich auf den Seiten 
des Informationsbüros des 
Europäischen Parlaments für 
Österreich. 
www.europarl.at

•  Es ist möglich, eine Vorzugs-
stimme zu vergeben. Um 
gültig zu sein, muss diese an 
einen/eine KandidatIn jener 
Partei gehen, die am Stimm-
zettel angekreuzt wurde.

•  Wahlberechtigte können ihre 
Stimme auch mittels Wahl-
karte oder per Briefwahl 
abgeben.

•  Wahlkarten können bis zum 
4. Tag vor der Wahl schrift-
lich oder elektronisch in 
der zuständigen Gemeinde 
beantragt werden. 
www.wahlkartenantrag.at

•  Nähere Informationen zur 
Europawahl: 
www.gpa-djp.at/
international

Zahlen und Fakten 

Gewerkschaftliche Forderungen an die europäische Politik

Die EU-Wahlen 2014 in Österreich
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D
as Regierungsübereinkom-

men 2013 bis 2018 enthält 

eine Reihe von beabsichtig-

ten Änderungen im Arbeitsrecht. 

Die Umsetzung eines Teiles dieser 

Punkte wird momentan (April 2014) 

zwischen den zuständigen Minis-

terien und unter Einbeziehung der 

Sozialpartner verhandelt. Eines von 

mehreren Themen, die dabei disku-

tiert werden, ist die Arbeitszeit. Das 

Regierungsübereinkommen sieht 

zudem im Arbeitsrecht 

einige Verbesserungen 

bei der Einschränkung 

unfairer Vertragsklau-

seln, bei All-in-Verträgen 

und der Erreichbarkeit 

der 6. Urlaubswoche vor. 

Das sind zentrale Themen der GPA-

djp, deren Umsetzung wir seit lan-

gem fordern. 

Demgegenüber steht in den lau-

fenden Verhandlungen die von der 

Arbeitgeberseite oft geforderte 

Möglichkeit von 12 Stunden tägli-

cher Arbeitszeit bei Gleitzeit sowie 

bei aktiven Reisezeiten. In den 

Medien wurde diese Forderung auf 

eine „generelle Ausdehnung der 

Tagesarbeitszeiten auf 12 Stunden“ 

reduziert, so als müssten in Zukunft 

alle ArbeitnehmerInnen täglich 12 

Die Normal-
arbeitszeit bleibt 
Die Ausdehnung der täglichen 
Arbeitszeit ist weiterhin nur in 
Ausnahmefällen möglich.

von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Eine tägliche Arbeitszeit 
von 12 Stunden wird auch weiterhin 

die absolute Ausnahme bleiben.

bleiben die Überstundenzu-

schläge im vollen Ausmaß erhal-

ten. Eine andere Lösung ist für uns 

unvorstellbar. 

Eine Zustimmung zu den Änderun-

gen im Arbeitszeitgesetz wird es mit 

uns auch nur dann geben, wenn es 

in arbeitsrechtlichen Fragen, etwa 

im Urlaubsrecht, ein leichteres Errei-

chen der sechsten Urlaubswoche 

und bei All-in-Verträgen zu deut-

lichen Verbesserungen für 

ArbeitnehmerInnen kommt. 

Eine neue gesetzliche Rege-

lung der Arbeitszeit muss 

demnach den Weg freima-

chen, damit Beschäftigte 

nicht erst dann Anspruch 

auf die 6. Urlaubswoche haben, 

wenn sie 25 Jahre im gleichen Unter-

nehmen tätig waren. Auch das war 

Teil des Koalitionsübereinkommens. 

Liest man jedoch die aktuellen Mei-

nungsäußerungen der Wirtschafts-

vertreterInnen, so könnte man 

leicht zu dem Schluss kommen, dass 

sie diesen Teil des Koalitionspakts  

bewusst verdrängen. Wenn die 

ArbeitgeberInnen da also nicht noch 

umdenken, dann können sie auch 

nicht auf einen Kompromiss bei der 

Arbeitszeit hoff en. 

Stunden arbeiten. Kein Wunder, 

dass das bei vielen Menschen große 

Verunsicherung ausgelöst hat. 

Tatsächlich geht es in den Sozial-

partnerverhandlungen vor allem 

darum, Rahmenbedingungen aus-

zuloten, die bewirken, dass die Aus-

dehnung der täglichen Arbeitszeit 

bei Gleitzeit die absolute Ausnahme 

bleibt, und wenn diese Möglich-

keit betrieblich genutzt wird, dies 

auch mit gleichwertigen Vorteilen 

für die ArbeitnehmerInnen verbun-

den sein muss. Selbst wenn es hier 

zu einer Einigung käme, würde das 

für die überwiegende Mehrheit der 

ArbeitnehmerInnen rein gar nichts 

an den bestehenden Bestimmungen 

bezüglich ihrer Normalarbeitszeit 

verändern. 

Denn die bestehenden kollektiv-

vertraglichen Bestimmungen und 

betrieblichen Regelungen zur Nor-

malarbeitszeit werden dadurch 

nicht außer Kraft gesetzt. Zudem 
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Diskussion um Arbeitszeit
12-Stunden-Tag nur in Ausnahmefällen 

Zur aktuellen Arbeitszeitdiskussion 

rund um einen 12-Stunden-Arbeits-

tag stellt Karl Proyer, stv. Bundes-

geschäftsführer der GPA-djp, klar: 

„Das derzeit verbreitete Bild, der 

12-Stunden-Arbeitstag würde nun 

generell eingeführt, entspricht in 

keiner Weise dem, was aktuell Ver-

handlungsgegenstand ist. Für die 

überwiegende Mehrheit der Arbeit-

nehmerInnen ändert sich nichts an 

den bestehenden  Bestimmungen 

bezüglich ihrer Normalarbeitszeit, 

das garantieren nicht zuletzt unsere 

Kollektivverträge.“

Wie im Regierungsübereinkommen 

festgelegt, soll es im Falle von Gleit-

zeit die Möglichkeit geben, unter 

ganz bestimmten Rahmenbedingun-

gen die tägliche Arbeitszeit auf bis zu 

12 Stunden auszudehnen. Dies soll 

nur möglich sein, wenn gleichzeitig 

Freizeit in längeren Blöcken – etwa 

zur Erreichung der 4-Tage-Woche – 

gewährt wird. „Es ist ausdrücklich 

festzuhalten, dass durch allfällige 

Gesetzesänderungen die bestehen-

den kollektivvertraglichen Bestim-

mungen und betrieblichen Rege-

lungen zur Normalarbeitszeit nicht 

außer Kraft gesetzt werden. Zudem 

bleiben die Überstundenzuschläge 

im vollen Ausmaß erhalten, eine 

andere Lösung ist unvorstellbar", 

erklärt Proyer.

Infos unter: www.gpa-djp.at

Die Grunderwerbsteuer
neu

Die Grunderwerbsteuer 
erfasst den Erwerb von 
inländischen Grundstücken.
Die Einnahmen aus der 
Grunderwerbsteuer kommen 
den Gemeinden zugute. 
Sie beträgt 3,5 Prozent 
des Kaufbetrags. Wenn die 
Grundstücke vererbt oder 
verschenkt werden, wird der 
3-fache Einheitswert heran-
gezogen.
 
Im November 2012 hat der 
Verfassungsgerichtshof das 
Grunderwerbsteuergesetz 
aufgehoben, weil es nicht 
alle SteuerzahlerInnen gleich 
behandelt. 

Nach vielen Diskussionen 
liegt nun ein Gesetzesent-
wurf vor. Darin wird nicht 
mehr zwischen Erben, 
Schenken und Verkaufen 
unterschieden. Der Einheits-
wert wird jedoch weiterhin 
als Berechnungsgrundlage 
verwendet, wenn Grund-
stücke innerhalb der Familie 
weitergegeben werden. 
Verfassungsexperte Werner 
Doralt zweifelt, dass mit 
diesem Entwurf der Kritik 
des Verfassungsgerichtshofs 
Genüge getan ist, weil wei-
terhin auch der Einheitswert 
herangezogen werde. 

Kritik kam auch von der AK 
und ÖGB: Mit dem Entwurf 
werde eine weitere Chance 
auf einen Einstieg in ein 
faires Bewertungssystem für 
Grundstücke und Immobilien 
verpasst.  
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DiTech-Insolvenz
Nach der Insolvenz des Computerhändlers DiTech bietet die GPA-djp 
allen betroffenen Beschäftigten Informationen über die Auswirkungen 
auf ihre Arbeitsverhältnisse an. „Die ArbeitnehmerInnen werden 
dabei unterstützt, im Rahmen des bevorstehenden Insolvenzverfah-
rens zu ihren kollektivvertraglichen und gesetzlichen Ansprüchen 
zu kommen“, bekräftigt Regionalgeschäftsführerin Barbara Teiber. 
Das Unternehmen wird aufgefordert, gemeinsam mit Betriebsrat und 
Gewerkschaft eine sozial verträgliche Abwicklung der notwendigen 
Sanierungsschritte zu ermöglichen. Hotline: 05 03 01-21 000 
Aktuelle Infos unter: www.gpa-djp.at/ditech
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Mythos Bankgeheimnis 
Legenden und Halbwahrheiten im Faktencheck. 
von Lucia Bauer

Behauptung: Das österreichische 

Bankgeheimnis schützt die kleinen 

SparerInnen und darf daher nicht 

angetastet werden. 

Faktencheck: Das Bankgeheimnis 

schützt nicht die kleinen SparerIn-

nen, sondern SteuerbetrügerInnen 

und GeldwäscherInnen aus aller 

Welt, die in Österreich ihr Geld par-

ken. Das österreichische Bankge-

heimnis ist das strikteste der Welt, 

entsprechend reizvoll ist es, bei uns 

Schwarzgeld anzulegen. Eingeführt 

wurde es 1948 als Not-

gesetzgebung. Damals 

suchte man eine Mög-

lichkeit, große Mengen 

Geld, die aus der Not 

heraus durch Schleich-

handel erwirtschaftet 

wurden, zu legalisieren. 

Bereits wenige Jahre später war der 

Ursprung des Bankgeheimnisses ver-

gessen und der Mythos vom Schutz 

der kleinen SparerInnen etabliert. 

unselbstständigen Einkommen de 

facto kaum Möglichkeiten zu Steu-

erbetrug oder Steuerhinterzie-

hung. Ganz anders ist es bei Geld-

vermögen. Über diese haben die 

Finanzbehörden in der Regel keine 

Informationen.

Zwar gibt es Ausnahmen vom Bank-

geheimnis bei Finanzstrafverfahren 

oder Verdacht auf Geldwäsche. Da 

jedoch in Österreich kein zentrales 

Kontoregister existiert, muss selbst 

die Korruptionsstaatsanwaltschaft 

im Verdachtsfall erst eine 

Anfrage an die Bankenver-

bände stellen, bevor sie Ein-

sicht nehmen kann. Das ist 

ein langwieriges und müh-

sames Unterfangen. Bis 

die Informationen für das 

Gericht verfügbar sind, kön-

nen acht bis zehn Monate vergehen. 

Wichtige Spuren sind dann längst 

verwischt. Das Bankgeheimnis trägt 

daher dazu bei, dass Geldwäsche 

Behauptung: Das Geld auf meinem 

Sparbuch geht niemanden etwas an 

– auch nicht den Staat. 

Faktencheck: Jedes unselbststän-

dige Einkommen ist für den Staat 

vollkommen transparent, weil Steu-

ern und Sozialabgaben bereits abge-

zogen wurden bevor das Geld über-

haupt auf dem Konto landet. Eine 

sinnvolle Begründung, warum das 

für Geldvermögen immer noch 

anders ist, existiert nicht. Die Arbeit-

nehmerInnen und ihre Einkom-

men sind also ein off enes Buch für 

den Fiskus, Vermögensbesitz dage-

gen kann man nur schätzen. Die 

Konsequenz daraus: Es gibt bei den 

Unser striktes Bankgeheimnis
macht Geldwäsche und Steuerhinterziehung 

schwierig verfolgbar.
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Faktencheck Bankgeheimnis

und Steuerhinterziehung kaum ver-

folgt werden können. 

Behauptung: So lange es keine Ver-

mögenssteuer gibt, ist es gleichgül-

tig, ob der Fiskus weiß, dass Herr 

Maier zehn und Frau Huber 27 Millio-

nen Euro auf dem Konto haben. 

Faktencheck: Richtig ist, dass Vermö-

gensbesitz und dessen Verteilung 

eines der bestgehüteten Geheimnisse 

in Österreich ist. Bei unselbstständi-

gen Einkommen liefert die Lohnsteu-

erstatistik verlässliche Daten darüber, 

wie die Einkommen verteilt sind. Bei 

der Vermögensverteilung sind wir auf 

Befragungen und Schätzungen ange-

wiesen. Entsprechend verzerrt sind 

die Daten, weil vor allem die Reichs-

ten ihr Vermögen oft nicht wahrheits-

gemäß angeben bzw. durch Befra-

gungen nicht erreicht werden. Das 

Bankgeheimnis begünstigt so indi-

rekt die ungleiche Vermögensvertei-

lung, weil es die wahre Verteilungssi-

tuation verschleiert. 

Behauptung: Wenn eine Vermögens-

steuer eingeführt wird, durchwüh-

len die Finanzbeamten die Nacht-

tischlade und schauen jedes Spar-

buch an. 

Faktencheck: Richtig ist, dass das 

ÖGB-Vermögenssteuermodell von 

einer Selbstdeklaration der Steuer-

pfl ichtigen ausgeht und zudem hohe 

Freibeträge voraussetzt. Das heißt, 

die Finanzbeamten würden nur dann 

tatsächlich Einsicht nehmen und 

prüfen, wenn die Steuererklärung 

unplausibel ist. Wenn etwa jemand 

mit einem sehr hohen Einkommen 

angibt, kein Vermögen zu haben. Die 

Prüfung würde aber auch dann nicht 

persönlich durchgeführt werden, 

sondern über die Bank.

Anders als bei der Vermögenszu-

wachssteuer (Wertpapier-KESt), für 

die das Bankgeheimnis nicht rele-

vant ist, weil anonym an der Quelle 

zugegriff en wird, bräuchte es für die 

Einführung der Vermögenssteuer 

zumindest eine Lockerung des Bank-

geheimnisses gegenüber den Finanz-

behörden. Erst wenn Geldvermögen 

einzelnen Personen zugeordnet wer-

den kann, können entsprechende 

Steuern eingehoben werden. Die 

überwiegende Mehrheit der Bevölke-

rung wäre davon nicht betroff en. 

Behauptung: Wenn man das Bankge-

heimnis aufh ebt, kommt es zu einer 

massiven Kapitalfl ucht. 

Faktencheck: Österreich steht mit sei-

nem strikten Bankgeheimnis inzwi-

schen isoliert da. Mit der Europäi-

schen Zinsrichtlinie verpfl ichteten 

sich 2003 alle EU-Länder zum auto-

matischen Datenabgleich. Nur Bel-

gien, Luxemburg und Österreich for-

derten Ausnahmen ein. Belgien gab 

seine Sonderstellung 2012 auf, Luxem-

burg bekundet seit 2013 Bereitschaft. 

Langsam gehen den Steuerfl üchtigen 

die Orte aus, an die sie fl üchten könn-

ten. Im März hat die österreichische 

Regierung endlich zugestimmt, das 

Bankgeheimnis für AusländerInnen 

zu lockern. 

Selbst wenn es zu einer gewissen 

Kapitalfl ucht käme, würde Öster-

reich profi tieren: Die Finanzbehörden 

könnten Steuern von ÖsterreicherIn-

nen lukrieren, die ihr Vermögen im 

Ausland verstecken. Zur Illustration: 

Allein das Vermögen der Österreiche-

rInnen in der Schweiz wird auf 12–20 

Mrd. € geschätzt. Diese Steuerein-

nahmen würden allen zugute kom-

men und Investitionen ermöglichen.

Behauptung: Die Aufh ebung des 

Bankgeheimnisses schadet auch Min-

destsicherungsbezieherInnen und 

Pfl egebedürftigen.

Faktencheck: Richtig ist, dass das 

Bankgeheimnis beim Angehörigenre-

gress und beim Selbstbehalt im Pfl e-

geheim relevant ist. Bei BezieherIn-

nen der Mindestsicherung dürften 

Geldvermögen keine Rolle spielen.

Für die Vermögensverwertung  bei 

den Pfl egeheimkosten werden der-

zeit die Kontoauszüge überprüft, bei 

den Sparguthaben ist die Behörde auf 

Selbstauskünfte angewiesen. Eine 

Abschaff ung des Bankgeheimnisses 

würde eine genauere Überprüfung 

des Geldvermögens ermöglichen. 

Sparbücher und Finanzwerte 

könnten nicht mehr vor den 

Behörden versteckt werden. 

Die fairste Lösung wäre es, 

den Angehörigenregress und die Ver-

mögensverwertung durch eine Erb-

schafts- und Schenkungssteuer zu 

ersetzen. Das Erbe würde dann nicht 

schrittweise von den Pfl egekosten 

abgeschmolzen, sondern nur in der 

Hinterlassenschaft besteuert werden. 

Somit müsste die vielzitierte pfl ege-

bedürftige Oma nicht mehr ihr Spar-

buch verstecken und bräuchte auch 

nach Abänderung des Bankgeheim-

nisses keine Angst davor haben, dass 

der Pfl egedienstleister auf ihr Erspar-

tes zugreift.  

Das österreichische 
Bankgeheimnis

Darunter versteht man die 
Verpfl ichtung der Kreditins-
titute, ihrer Gesellschaf-
ter, Organmitglieder und 
Beschäftigten Geheimnisse, 
die ihnen aufgrund der 
Geschäftsverbindungen mit 
Kunden zugänglich werden, 
nicht zu offenbaren oder zu 
verwerten. Das Bankgeheim-
nis wurde 1979 in § 38 
des Bankwesengesetzes ver-
ankert, 1988 wurde es mit 
2/3-Mehrheit abgesichert. 
Sinngemäße Begründung 
des Gesetzgebers: Man 
müsse die Kapitalinhaber 
vor dem Fiskus schützen. Es 
sind jedoch vor allem unehr-
liche Kapitalinhaber, die 
durch das Bankgeheimnis 
geschützt werden. 
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Jugendforscher Heinzlmaier plädiert im KOMPETENZ-
Gespräch für Bildung statt Ausbildung und Lehrer, die 
Schülern helfen, ihren Weg zu fi nden.
von Alexia Weiss

KOMPETENZ: Wie wertorientiert ist 

die heutige Jugend?

Heinzlmaier: Die jüngste Wertestu-

die zeigt: Die Altersgruppe der 14- 

bis 29-jährigen ist sehr wertorien-

tiert, sie sehen sich nicht als totale 

Egozentriker. Das Problem, das sie 

haben, ist: Sie wollen wertorientiert 

handeln, das wird aber durch die 

Gesellschaft verunmöglicht.

KOMPETENZ: Kann man überhaupt 

ein so einheitliches Bild zeichnen?

Heinzlmaier: Das einheitliche Bild 

ist: Den Leuten wird die Moral 

ausgetrieben und der Egozentris-

mus wird als die ideale Grundhal-

tung vermittelt, ganz im Sinn des 

neoliberalen Ideals. Das prägt die 

verzweckt wird. Alles was diesem 

Zweck nicht dient, wird aus dem 

Lehrplan entfernt.

KOMPETENZ: Das ist der Wegfall der 

humanistischen Bildung. Wohin 

führt das auf weite Sicht?

Heinzlmaier: Das führt dazu, dass 

wir uns wieder an den Urzustand des 

Menschen annähern, dem Kampf 

jeder gegen jeden. Das ist dann das, 

was Realität wird: Eine Ansamm-

lung von Individuen, die um ihren 

eigenen Vorteil ringen und keinen 

Gemeinsinn mehr ausprägen. Das 

ist problematisch. Was sich jetzt 

schon abzeichnet ist ein allgemei-

nes Misstrauen. Zum Beispiel das 

Verhältnis der Menschen zur Politik: 

Da gibt es kein Vertrauen mehr. Und 
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Bildung wird
durch Ausbildung ersetzt

Menschen. Menschen, die so erzo-

gen werden, ist jedes Mittel Recht, 

um zum Ziel zu kommen. 

KOMPETENZ: Was können Jugendli-

che in dieser Gesellschaft dennoch 

an Werten entwickeln – was ist 

ihnen wichtig?

Heinzlmaier: Eine gute Ausbildung, 

um sich gegen andere durchsetzen 

zu können, im Beruf voranzukom-

men. Es gibt zwei Gründe, warum 

man vorankommen will: das eine 

ist die Anerkennung und das zweite 

ist die materielle Gratifi kation. Die 

Werte sind also hochgradig materia-

listisch und selbstbezogen. Man tut 

das, was einem hilft weiterzukom-

men. Das ist im Bereich der Bildung 

problematisch, weil dieser Bereich 
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Bildung

das ist schon eine Folge des Zweck-

mäßigkeitsgedankens. Bildung wird 

durch Ausbildung ersetzt.

KOMPETENZ: Wo soll denn Schule 

Ihrer Ansicht nach stattdessen 

hinsteuern?

Heinzlmaier: Die Schulpolitik der 

Gegenwart ist kompetenzorientiert. 

Es geht nicht um Bildung, es geht 

um Kompetenzen. Und nur die Kom-

petenzen, die nützlich im ökonomi-

schen Kontext sind, die werden dann 

in der Schule vermittelt. Das ist der 

Tod der Bildung.

Eine bildungsorientierte Herange-

hensweise wäre, nicht nur das zu 

fördern was der Mensch braucht, 

um ein funktionsfähiges 

Element dieser Gesellschaft 

zu sein, sondern es geht 

darum, dass er von einer 

höheren Ebene aus fähig 

ist, die Gesellschaft zu beur-

teilen, sich von vielem zu 

distanzieren und Dinge kritisch zu 

hinterfragen.

KOMPETENZ: Das impliziert aber, 

dass genau das gewünscht wird: 

nur ja keine kritischen Geister 

heranzuziehen.

Heinzlmaier: Man braucht keine kri-

tischen Geister, weil wir den End-

zustand der Menschheit erreicht 

haben. Man hat sich dem Idealzu-

stand anzupassen. Aus dieser Pers-

pektive macht es keinen Sinn, noch 

etwas zu hinterfragen. Die neolibe-

rale konkurrenzlose Marktgesell-

schaft ist das Ideal. Wenn es global 

nichts mehr gibt, was sich außer-

halb des Marktes befi ndet, dann ist 

die Gesellschaft im Idealzustand.

KOMPETENZ: Wie sähe die ideale 

Schule aus?

Heinzlmaier: Ich sehe Schule als Ins-

titution, die sich als Einrichtung ver-

steht, die dem Einzelnen dabei hilft, 

sich selbst zu fi nden. Es wird kein 

Kanon darübergestülpt, der zu rezi-

pieren ist, sondern die Lehrer hel-

fen den Schülern, den eigenen Weg 

durch die verschiedenen Interessen-

felder zu fi nden, unter gleichzeiti-

ger stärkerer Berücksichtigung von 

Sprachen, Geschichte, von Kunst.

KOMPETENZ: Das wäre ein Aufb re-

chen der jetzigen Bildungsstruktu-

ren. Muss Schule völlig neu gemacht 

werden?

Heinzlmaier: Was ich jetzt formu-

liert habe, wäre das Ideal. Was ich 

als vernünftige Schulform ansehe, 

ist das traditionelle Gymnasium – 

ein bisschen fl exibler und mit mehr 

Wahlmöglichkeiten.

KOMPETENZ: Welchen Gewinn 

haben Arbeitgeber durch Menschen, 

die nicht nur ausgebildet sind, son-

dern auch eigene Ideen mit- und 

einbringen?

Heinzlmaier: Wir haben heute ein 

Bildungssystem, das ähnliche Absol-

venten erzeugt, einer gleicht dem 

anderen, es ist schwierig Allein-

stellungsmerkmale zu haben. Die 

Bildung wäre ein solches Allein-

stellungsmerkmal. Der Arbeitge-

ber bekommt MitarbeiterInnen, die 

mehr können, als kompetent ihren 

berufl ichen Verpfl ichtungen nach-

zukommen. Sie haben die Möglich-

keit, mit dem Kunden über kultu-

relle Themen zu reden, sie haben 

Stil und können einen Beitrag zur 

Unternehmenskultur leisten. 

KOMPETENZ: Hat zu den einheitli-

chen AbsolventInnen der Fachhoch-

schulsektor beigetragen?

Heinzlmaier: Dieser Sektor hat die 

Akademisierung des einfachen 

Bildung ist weit mehr, 
als berufl iche Verpfl ichtungen

kompetent zu erfüllen.

Geistes mit sich gebracht. Die FHs 

sind extrem verschult, sehr hie-

rarchisch gegliedert, da domi-

niert nicht der Diskurs wie an den 

Universitäten.

KOMPETENZ: Aber auch an den 

Unis hat sich viel verändert mit der 

Umstellung auf das Bologna-System. 

Heinzlmaier: Ich glaube ja, dass das 

Bologna-System die Vernichtung der 

österreichischen Universitätskultur 

ist. In Wirklichkeit hat hier das Allge-

meine vom Besonderen Besitz ergrif-

fen. Der Wahnsinn ist, dass hier alle 

kulturellen Besonderheiten zunichte 

gemacht werden. Diese Homogeni-

tät ist eine Katastrophe. Wir haben 

die Vorteile, die unser Uni-System 

hatte, zerschlagen.

KOMPETENZ: Individu-

alität und Individuen 

sind also wichtig für eine 

Gesellschaft.

Heinzlmaier: Genau. Menschen, die 

selbstbewusst sind, die eine eigene 

Perspektive haben, ein eigenes Wol-

len, die sind auch wichtig für die 

Weiterentwicklung der Demokratie. 

Wenn wir ein System der Ja-Sager 

erzeugen, ist das ein Totalitarismus 

von unten. Die Menschen unterdrü-

cken sich dann von selbst. Sie ord-

nen sich ein und das ist dann eine 

gleichförmige Masse. Und was her-

auskommt ist ein Zustand der Stag-

nation. Da gibt es dann keine Inno-

vation mehr.  

Infos zur Person

Bernhard Heinzlmaier, geb. 
1960 in Wien, studierte 
Geschichte, Psychologie und 
Philosophie. Er ist Vorsitzen-
der des Instituts für Jugend-
kulturforschung in Wien und 
Geschäftsführer des Markt-
forschungsunternehmens 
„tfactoy“ in Hamburg.
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Derzeit wird die Transatlantische Handels- und Investitions-
partnerschaft verhandelt. Gesetze zum Schutz von Arbeit-
nehmerInnen und Umwelt könnten ausgehebelt werden.
von Alexandra Strickner

S
eit Anfang 2013 verhandelt 

die EU-Kommission im Auf-

trag der EU-Regierungsche-

fInnen (also auch der österreichi-

schen Regierung) die „Transatlanti-

sche Handels- und Investitionspart-

nerschaft (TTIP)“ mit den USA. Die 

Erleichterung von Handel und Inves-

titionen soll laut den Verantwortli-

chen Wachstum und Wohlstand für 

alle bringen. Die bislang seitens der 

EU-Kommission vorgelegten Stu-

dien (mit teilweise fragwürdigen 

Annahmen) sind jedoch dürftig: Je 

nach Studie würde TTIP jährlich 0,03 

bis 0,13 Prozent mehr Wirtschafts-

wachstum für die EU bringen. Ins-

gesamt 400.000 neue Arbeitsplätze 

sollen in den ersten 15 Jahren ab 

Umsetzung des Abkommens ent-

stehen. Das wäre ein prognostizier-

ter Beschäftigungseff ekt von gerade 

TTIP– Alle Macht
den Konzernen

einmal knapp 26.000 

pro Jahr für alle 

28 EU-Länder. Ein 

mehr als beschei-

dener Eff ekt für 

ein derart umfas-

sendes Abkommen 

angesichts der derzeit 

mehr als 26 Millionen 

Arbeitslosen in der EU. Wenn 

so ein Abkommen also nicht subs-

tanziell mehr Arbeitsplätze bringt, 

warum wird dieses dann verhan-

delt, und was sind die Inhalte des 

Abkommens?

Zweifelhafte Angleichung

Es gibt bereits jetzt regen Handel 

zwischen der EU und den USA. Zölle 

existieren abgesehen von wenigen 

Ausnahmen kaum noch. Der Fokus 

des Abkommens liegt 

daher auf der Beseiti-

gung der sogenann-

ten „nicht-tarifären“ 

Handelshemmnisse 

zwischen der EU und 

den USA. Gesetze, Stan-

dards und Regelungen 

wie zum Beispiel Konsu-

mentInnen- und Datenschutz, die 

Kennzeichnung von Lebensmitteln, 

Umweltgesetze, Medikamenten-

preise, Patente, Arbeitsnormen und 

auch die Vergaberegeln für öff ent-

liche Aufträge sollen in Zukunft 

„gegenseitig anerkannt“ werden. 

Für die Menschen in der EU könnte 

das Gentechnik, Hormonfl eisch oder 

Chlorhühner auf dem Teller, gerin-

geren Datenschutz oder eine Ver-

schlechterung von Arbeitsbedin-

gungen bedeuten.
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Freihandelsabkommen

Alle Macht den Konzernen?

Damit nicht genug. Auch Inves-

tor-Staats-Klagerechte sollen ein-

geführt werden – bereits Ende der 

90-er Jahre gab es den Versuch der 

OECD das zu tun: über das Mul-

tilaterale Investitionsabkommen 

(MAI). Das wurde von der Zivilgesell-

schaft unter starker Beteiligung der 

Gewerkschaften erfolgreich verhin-

dert. Jetzt ist dieses Thema zurück. In 

TTIP (und CETA – EU-Kanada Abkom-

men) sollen Konzerne die Möglich-

keit erhalten, Staaten zu klagen, 

wenn sie sich „unfair behandelt“ 

oder „indirekt enteignet“ fühlen. Die 

Erfahrungen mit diesem Instrument 

zeigen: Der Beschluss neuer oder die 

Veränderung bestehender Gesetze 

kann zu Konzernklagen auf entgan-

gene Gewinne mit Forderungen in 

Milliardenhöhe führen. 

Energiekonzern 
klagt Deutschland
Beispiele gefällig? Der schwedi-

sche Energiekonzern Vattenfall hat 

Deutschland auf 3,7 Milliarden Euro 

Schadenersatz für den Ausstieg aus 

der Atomkraft geklagt – Verfahren 

noch anhängig. Ägypten wurde 2012 

vom französischen Wasserkonzern 

Veolia für die Anhebung des Min-

destlohns vor das Schiedsgericht 

gezerrt. Diese Klagen werden bei 

internationalen Schiedsgerichten 

wie dem Weltbanktribunal (ICSID) 

verhandelt – von drei Personen (zwei 

Anwälte, ein Schiedsrichter), unter 

Ausschluss der Öff entlichkeit und 

ohne Berufungsmöglichkeit. Kon-

zerne können so öff entliche Staats-

kassen plündern. Allein die Drohung 

solcher Klagen wird mittelfristig 

zum „Chilling“-Eff ekt führen – der 

Selbstbeschränkung von Regierun-

gen beim Erlass strengerer Umwelt- 

oder Sozialgesetze. Klagsrechte sind 

daher nichts anderes als eine ernst-

hafte Gefährdung der Demokratie. 

Während mit TTIP die breite Masse 

der Menschen in der EU und den USA 

eine weitere Verschlechterung ihrer 

Lebensqualität erfahren wird und 

auch die Umwelt das Nachsehen 

hat, gibt es einige wenige Gewinner 

dieser Deregulierung: Konzerne auf 

beiden Seiten des Atlantiks. Für sie 

werden die Gewinne sprudeln.

Undemokratische 
Verhandlungen

Die TTIP-Verhandlungsdokumente 

sind geheim. Das Europäische Parla-

ment wird lediglich informiert und 

ist zur Geheimhaltung verpfl ichtet; 

nationale Parlamente sind nicht 

eingebunden und werden meistens 

nicht einmal informiert. Erst durch 

den Druck der Zivilgesellschaft ent-

steht derzeit eine öff entliche Diskus-

sion. Dagegen wurden und werden 

große Konzerne von der Europäi-

schen Kommission hofi ert. Im Vor-

feld der Verhandlungen fanden 93 

Prozent aller Treff en mit LobbyistIn-

nen internationaler Großkonzerne 

statt. Zivilgesellschaftliche Organi-

sationen, so auch Gewerkschaften, 

haben kein Mitspracherecht.

Ein Abschluss der Verhandlun-

gen war ursprünglich von offi  ziel-

ler Seite noch im Jahr 2014 geplant. 

Allerdings ist es unwahrscheinlich, 

dass dieser Termin eingehalten wird. 

Wenn das Abkommen einmal aus-

gehandelt ist, darf das Europäische 

Parlament dem vorliegenden Ver-

trag nur zustimmen oder ihn ableh-

nen. Ob nationale Parlamente in den 

Abstimmungsprozess eingebunden 

werden, ist noch unklar. 

TTIP verhindern

In vielen EU-Staaten und in den 

USA wächst bereits der Wider-

stand gegen dieses „Unterwer-

fungsabkommen“. Und tatsächlich 

gibt es eine Vielzahl von Alternati-

ven zu TTIP, die tatsächlich Arbeits-

plätze schaff en: Lohnerhöhungen, 

Arbeitszeitverkürzung und Investi-

tionen in den Ausbau von öff entli-

chen Verkehrsmitteln, erneuerbaren 

Energien und den Sozialstaat – von 

Bildung über Pfl ege bis hin zu Kin-

derbetreuung – sind nur einige der 

Ideen. Dafür braucht es eine Abkehr 

von der EU-Kürzungspolitik und 

unter anderem die Besteuerung gro-

ßer Vermögen.  Infos unter: 

www.ttip-stoppen.at 

Gewerkschaft will TTIP-
Verhandlungen aussetzen

Alexandra Strickner

Der Österreichische Gewerk-
schaftsbund steht dem Frei-
handelsabkommen TTIP skep-
tisch bis ablehnend gegen-
über. Zu groß ist die Gefahr, 
dass das Abkommen zu 
massiven Angriffen auf Sozi-
alsysteme, Arbeitsrechte, 
Umweltschutzaufl agen und 
Konsumentenrechte führe. 
Diese Skepsis wird durch 
die strikte Weigerung, die 
Verhandlungen öffentlich zu 
führen, verstärkt. Der ÖGB 
fordert die Aussetzung der 
Verhandlungen und unter 
anderem eine Ausnahme 
der umfassenden Investitions-
schutzbestimmungen. Infos 
unter: www.gpa-djp.at/
international/ 
 Freihandelsabkommen 
EU-USA

ist Ökono-
min, Mitbe-
gründerin 
und derzeit 
Obfrau von 
Attac und 
politische 
Koordina-
torin der 

Verbindung Wege-aus-
der-Krise, der die GPA-djp 
angehört. 
www.wege-aus-der-krise.at
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D
as österreichische System 

der dualen Lehrlingsaus-

bildung – also das parallele 

Lernen in Berufsschule und Betrieb – 

hat sich bewährt und ist ein wesent-

licher Faktor dafür, dass Österreich 

im Vergleich zu anderen Ländern 

Europas eine geringe Jugendarbeits-

losigkeit aufweist. Unterzieht man 

die Lehrausbildung einer genauen 

Analyse, werden allerdings Mängel 

off enkundig, die es rasch zu besei-

tigen gilt. „Vor allem die Betriebe 

müssen bezüglich der Lehrlingsaus-

bildung stärker in die Pfl icht genom-

men werden“, erklärt Helmut Gott-

hartsleitner, Bundesjugendsekretär 

der GPA-djp.

Die Statistik der Wirtschaftskam-

mer zeigt bei der Zahl der Lehrplätze 

ein trauriges Bild: So ist die Zahl der 

Betriebe, die Lehrlinge ausbilden, 

in der Zeit von 1990 bis Jahresende 

2013 von 46.320 auf 32.189 gesunken. 

Analog dazu verringerte sich die 

Zahl der Lehrlinge von 194.000 im 

Jahr 1980 auf 120.579 im Jahr 2013, 

wobei bereits 9.200 Jugendliche zu 

diesem Zeitpunkt ihre Ausbildung 

in einer überbetrieblichen Ausbil-

dungseinrichtung absolvierten.

Bessere Lehrausbildung

„Es geht uns aber nicht nur um 

Quantität, sondern vor allem auch 

um die Qualität in der Lehrausbil-

dung“, erklärt Gotthartsleitner. Viele 

Firmen nehmen ihre Verantwor-

tung wahr und bilden ihren Nach-

wuchs gut aus. Leider gibt es aber 

auch immer mehr Unternehmer, 

deren Beitrag sich darin erschöpft, 

die mangelnde Bildung der Jugend-

lichen zu kritisieren. Die GPA-djp 

Jugend beklagt auch die mangelnde 

Qualitätskontrolle bzw. Evaluie-

rung der Lehrausbildung. Die lau-

fende Überprüfung der Ausbildung 

ist deswegen eine zentrale Forde-

rung in der aktuellen Informations-

kampagne – unter dem Motto „Her 

mit mehr Ausbildungsqualität! Her 

mit mehr Lehrstellen! Her mit mehr 

Kohle!“. 

Her mit besserer Ausbildung
Die GPA-djp-Jugend startet eine Kampagne für 
bessere Rahmenbedingungen in der Lehre.
von Litsa Kalaitzis

Gefordert wird ein zeitgemäßes 

Benchmarksystem. Betriebe müs-

sen verpfl ichtet werden, unter der 

Einbindung von Jugendvertrauens-

rat und Betriebsrat einen Ausbil-

dungsplan zu erstellen, dessen Ein-

haltung auch überprüft bzw. des-

sen Missachtung sanktioniert wird. 

Zur Sicherung der Ausbildungsqua-

lität müsse im Berufsausbildungs-

gesetz (BAG) verankert werden, alle 

drei bis vier Jahre zu überprüfen, ob 

ein Betrieb die Voraussetzungen zur 

Lehrlings-Ausbildung erfülle.

Weitere Forderungen, die mit-

tels Postkarten in den kommen-

den Monaten unter Jugendlichen 

verteilt werden, sind neben der 

Schaff ung von mehr Lehrstellen 

die Übernahme der Internatskos-

ten während der Berufsschulzeit 

durch die ausbildenden Betriebe 

und deutliche Erhöhungen der 

Lehrlingsentschädigungen.

Infos unter: www.jugend.gpa-djp.
at/hermitmehr
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Europa

Einigung bei Banken-KV 
1,93 Prozent höhere Mindestgehälter.

Gewerkschafts- und Arbeitgeberver-

treterInnen haben sich in der vier-

ten Verhandlungsrunde auf einen 

neuen Banken-Kollektivvertrag geei-

nigt. Die kollektivvertraglichen Min-

destgehälter steigen um 1,93 Pro-

zent plus einem Fixbetrag von sechs 

Euro. Gehaltsbestandteile über dem 

KV-Schema werden, sofern valo-

risierbar, um 0,4 Prozent erhöht. 

„Das ergibt im Durchschnitt eine 

Erhöhung von 2,15 Prozent“, erklärt 

der Verhandlungsführer der Arbeit-

nehmerInnenseite und Zentralbe-

triebsrat der Oberbank, Wolfgang 

Pischinger.

Die Lehrlingsentschädigung wird 

um 2,3 Prozent angehoben, die 

Kinderzulage um jeweils 2 Euro. Es 

war ein Gehaltsabschluss in einem 

schwierigen Umfeld. „Der Dank für 

diesen Erfolg gebührt dem Enga-

gement der BetriebsrätInnen des 

gesamten Finanzbereiches in Öster-

reich, die sich in zahlreichen Aktio-

nen und Betriebsversammlungen 

gemeinsam mit unserem Verhand-

lungsteam für diesen Abschluss ein-

gesetzt haben“, so Karl Proyer, stell-

vertretender Bundesgeschäftsfüh-

rer in der GPA-djp.

Der neue KV gilt für rund 80.000 

Beschäftigte der österreichischen 

Kreditwirtschaft. Nun stehen 

Dienstrechtsverhandlungen auf 

Sektorebene an. 

Medien

Arbeitswelt
KV Elektroindustrie

Die Kollektivvertragsverhand-
lungen für die rund 60.000 
Beschäftigten der Elektro- und 
Elektronikindustrie wurden 
im April in der dritten Runde 
erfolgreich abgeschlossen. 
Die Gewerkschaften PRO-GE 
und GPA-djp erreichten ab 
1. Mai eine kollektivvertragli-
che Erhöhung der Löhne und 
Gehälter um 2,5 Prozent.  
Die Ist-Löhne und -Gehälter 
für Arbeiter und Angestellte 
werden um 2,35 Prozent 
erhöht. Das deutliche Einkom-
mensplus stärkt die Kaufkraft 
der Beschäftigten.

Die Gewerkschaften verein-
barten mit dem Fachverband 
auf Arbeitgeberseite erneut 
eine Freizeitoption, bei der 
die kollektivvertragliche Ist-
Erhöhung in Freizeit umge-
wandelt werden kann. Dabei 
können vier Stunden pro 
Monat in Freizeit umgewan-
delt werden, wenn Beschäf-
tigte dafür auf die Ist-Lohner-
höhung von 2,35 Prozent ver-
zichten. Diese vier Stunden 
können im Einvernehmen 
mit dem Arbeitgeber auch 
geblockt werden. Die Freize-
itoption können nur Mitarbei-
terInnen nutzen, die mehr als 
den Kollektivvertragslohn ver-
dienen. Eine entsprechende 
Betriebsvereinbarung muss 
abgeschlossen werden.

Infos zu aktuellen KVs:
www.gpa-djp.at/
kollektivvertrag

Kollektivvertrag Papierindustrie

Bislang gab es keine Einigung auf einen neuen Kollektivvertrag 
für die Beschäftigten der Papierindustrie. Das Angebot seitens der 
Arbeitgeber – 1,78 Prozent Lohnerhöhung für 12 Monate – in der 
dritten KV-Runde entspricht aus Sicht der verhandelnden Gewerk-
schaften PRO-GE und GPA-djp nur einem Infl ationsausgleich und ist 
damit inakzeptabel.

In der Branche gab es bereits Betriebsversammlungen, seitens des 
ÖGB wurden auch Streikmaßnahmen gebilligt. Die Verhandlungen 
wurden am 12. Mai fortgeführt – gewerkschaftliche Kampfmaßnah-
men sind nicht ausgeschlossen.

©
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I
m Jahr 1872 war der Einsatz von 

Dampfmaschinen weit verbrei-

tet, brachte aber auch etliche 

Risiken mit sich. Durch Dampfk esse-

lexplosionen gab es in Europa durch-

schnittlich drei Tote pro Tag – auf-

grund technischer Mängel. Deshalb 

wurde die „Dampfk esseluntersu-

chungs- und Versicherungs-Gesell-

schaft“ gegründet. Sie sollte sich als 

Meilenstein in der Betriebssicher-

heit erweisen. Genauso ist durch 

die Überprüfung von Aufzügen, die 

seit 1905 in Betrieben durchgeführt 

wird, heute die Benutzung dieser 

Anlagen sicherer geworden. Weni-

ger sicher fühlen sich off ensicht-

lich 142 Jahre nach der Gründung 

der Versicherungsgesellschaft, die 

inzwischen längst TÜV (Technischer 

Überwachungsverein) Austria heißt, 

manche ihrer MitarbeiterInnen.

Zur Änderung gedrängt

Harald Fritz (Name von der Redak-

tion geändert) bekam Ende 2013 

von seinen Vorgesetzten einen 

neuen All-in-Vertrag zur Unter-

schrift vorgelegt. Damit verbunden 

war in erster Linie sein Ausstieg 

aus dem bisherigen TÜV-Gehalts-

schema und die Überführung in 

den für ihn schlechteren Kollektiv-

vertrag für Allgemeines Gewerbe. 

Der Techniker, Absolvent einer 

Höheren Technischen Lehranstalt 

(HTL), wurde vor die Alternative 

gestellt, entweder den Änderungs-

vertrag zu unterschreiben – oder 

das Unternehmen zu verlassen. Vor 

der gleichen Situation stand And-

reas Meister (Name von der Redak-

tion geändert). Genau wie sein Kol-

lege, weigerte er sich das vorgelegte 

Schriftstück zu unterschreiben und 

ließ sich aus dem Unternehmen 

drängen.

Wolfgang Tremel sorgt sich daher 

um das Betriebsklima, das in den 

vergangenen Jahren traditio-

nell hervorragend gewesen sei. 

Er ist Gewerkschaftsvertreter und 

Betriebsratsvorsitzender der TÜV 

Austria Services GmbH. Etwa durch 

die versuchten Vertragsänderungen 

und die damit verbundenen Ver-

schlechterungen für seine Arbeits-

kollegInnen habe sich die Gesprächs-

basis verschlechtert. Vor allem aber 

sieht Tremel die Gefahr, dass die 

jüngeren und billigeren Mitarbei-

terInnen nach ein paar Jahren das 

Unternehmen samt eingeschultem 

Fachwissen wieder verlassen.

Steig um 

TÜV-Austria drängt MitarbeiterInnen zum Ausstieg 
aus lukrativen Altverträgen. Der Betriebsrat will Ver-
schlechterungen verhindern. 
von Heike Hausensteiner

oder geh!

Betriebsratsvorsitzender Wolfgang Tremel 
sorgt sich um seine KollegInnen.
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Trotz hoher Gewinne 
sollen bestehende Arbeitsverträge

verschlechtert werden.

Arbeitsverträge

Lukrative Altverträge

Rund 600 MitarbeiterInnen arbeiten 

in der TÜV Austria Services GmbH. 

Hier sind die Bereiche Aufzugstech-

nik, Druckgeräte, Elektrotechnik und 

Brandschutz, Maschinentechnik, 

Medizin- und Nachrichtentechnik, 

Umweltschutz sowie Werkstoff - und 

Schweißtechnik angesiedelt. Jeweils 

die Hälfte der ArbeitnehmerInnen 

befi ndet sich im neuen Gehalts-

schema bzw. im alten Schema, wel-

ches dank Betriebsvereinbarungen 

lukrativer ist (Biennalsprünge, Diä-

ten- und Prämienansprüche). TÜV 

Austria war nie ein Staatsbetrieb 

– und ist auch nicht mit dem deut-

schen TÜV verwandt –, sondern war 

bis vor sieben Jahren als nicht gewin-

norientierter Verein organisiert. 

Satte Gewinne gab es trotzdem 

immer zu verzeichnen. Mit Juli 2007 

wurde der Verein in eine Aktienge-

sellschaft (AG) umgewandelt, die 

(noch) nicht an der Börse notiert 

ist. Das Ziel der Geschäftsführung 

lautet jetzt: Expansion ins Ausland, 

aber ohne Fremdkapi-

tal (zum Beispiel über die 

Börse). Bis zum Jahr 2020 

soll die Hälfte des gestei-

gerten Umsatzes am inter-

nationalen Markt, unter 

anderem  in China, erwirt-

schaftet werden. Und der Umsatz 

der TÜV Austria kann sich schon 

jetzt – ungeachtet der weltweiten 

Wirtschaftskrise – sehen lassen: 

Wurden 2006 „nur“ 60 Millionen 

umgesetzt, waren es 2011 bereits 117 

Millionen, die die MitarbeiterInnen 

erwirtschaftet haben. Stark nach-

gefragt sind inzwischen nicht mehr 

nur Dampfk essel, sondern zusätz-

lich geht es etwa um die Sicherheit 

von Computer- und Informations-

systemen oder Chemie-Anlagen und 

Umwelt-Zertifi zierungen.

Für die Sicherheit
der Menschen
Wolfgang Tremel ist auch stolz auf 

den guten Ruf des Unternehmens, 

und dass er bei TÜV Austria arbei-

ten darf, wie er sagt: „Man tut etwas 

für die Sicherheit der Menschen, und 

das fällt positiv auf das Unterneh-

men zurück.“ Die hohe Arbeitsqua-

lität der TÜV-MitarbeiterInnen sei 

immer mit hoher Arbeitszufrieden-

heit gepaart gewesen. Doch seit aus 

dem früheren Qualitätsverein eine 

gewinnorientierte Aktiengesellschaft 

gemacht wurde, habe im Betrieb „ein 

Kulturwandel“ eingesetzt, schildert 

der ArbeitnehmerInnenvertreter im 

Interview. 

„Ich kann grundsätzlich nicht ver-

stehen, dass, wenn eine Firma seit 

Beginn positive Gewinne ausschüt-

tet, bestehende Arbeitsverträge mit 

derartigem Druck verschlechtert 

werden.“  Tremel  ortet mittlerweile 

sinkendes Vertrauen im Unterneh-

men und steigende Unzufrieden-

heit. Umso wichtiger sei es, dass die 

MitarbeiterInnen als Gemeinschaft 

– mit gewerkschaftlich gestärk-

tem Rücken – gegenüber der rei-

nen Gewinnorientierung auftreten. 

Die Situation ist laut Wolfgang Tre-

mel seit fünf Jahren virulent. Seit 

dreieinhalb Jahren versucht er nun 

als Vorsitzender des neunköpfi gen 

Betriebsrates, die Rechte der Arbeit-

nehmerInnen bei der Umstellung 

auf den Kollektivvertrag zu stär-

ken. Und in einem Jahr steht die 

Betriebsratswahl an. Aber: „Früher 

war beim TÜV Austria die Durchset-

zung von ArbeitnehmerInnenrech-

ten selten ein Thema. Die hohe Qua-

lität der Sicherheit im Sinne 

der Kunden war wichti-

ger.“ Jetzt, schildert Tremel 

den Eindruck aus Sicht der 

ArbeitnehmerInnen, wür-

den betriebswirtschaftliche 

Ziele dominieren.

Zur konfliktgeladenen Stimmung 

in dem Traditionsbetrieb befragt, 

sagt Walter Schönthaler, zustän-

dig für Marketing und Kommu-

nikation, lediglich: „Es wird wei-

tere Gespräche zwischen dem Vor-

stand und dem Betriebsrat geben, 

und ich bin überzeugt, dass wir zu 

einer konstruktiven Lösung kom-

men werden.“ Auf die Frage, ob 

vielleicht an den vergleichsweise 

teureren MitarbeiterInnen gespart 

werden solle, um die Vergrößerung 

des Unternehmens zu finanzieren, 

meint er: „Ich glaube nicht, dass 

das intendiert ist.“ Die TÜV Austria 

habe ganz tolle MitarbeiterInnen 

und wolle nicht deren Erfahrung 

und Expertise verlieren.  

Der Umsatz der TÜV Austria kann sich trotz Wirtschaftskrise sehen lassen.
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U
nternehmen drängen dar-

auf, dass Arbeit immer mehr 

verdichtet wird. Beson-

ders Führungs- und Fachkräfte sind 

davon betroff en. In der GPA-djp sind 

sie in der Interessengemeinschaft 

work@professional organisiert – 

Max Steinhäusler wurde im Februar 

wieder als Vorsitzender gewählt. 

Ein Ziel ist es, Transparenz in die 

unterschiedlichen Varianten der All-

inclusive-Verträge zu bekommen. 

Steinhäusler: „Man soll erkennen, 

was ist das Gehalt, was sind die Über-

stunden und was sind die Zulagen.“ 

Flexible Arbeitszeiten, Überstunden, 

All-in-Vereinbarungen, Vertrauens-

arbeitszeit usw. Auch soll klar sein: 

All-inclusive-Verträge soll es nur für 

Führungskräfte oder unter strengen 

Aufl agen geben. „Bei Teilzeit müs-

sen die Zuschläge ohne Wenn und 

Aber und ohne Durchrechnungs-

Schlupfl öcher gezahlt werden“, sagt 

Steinhäusler, der als Prozessingeni-

eur arbeitet und Betriebsrat in der 

voestalpine Stahl ist. 

Kommunikation und Respekt

Daneben soll eine Kultur der ehrli-

chen Arbeitszeitaufzeichnung und 

der Bezahlung der tatsächlichen Zei-

ten überall etabliert werden. Kom-

munikation und Respekt zwischen 

ArbeitnehmerInnen, Betriebsrä-

ten und Gewerkschaft können zu 

guten Arbeitszeitmodellen führen, 

die auch die gewünschte Flexibili-

tät im Interesse der Beschäftigten 

einschließen. Auch müssen einheit-

liche Regelungen für Dienstreisen 

geschaff en werden. Etwa 1,2 Mil-

lionen ArbeitnehmerInnen müs-

sen zumindest einmal im Jahr eine 

Dienstreise antreten. „Wir haben 

die wichtigsten Kollektivverträge 

nach den Dienstreiseregelungen 

durchgesehen und neue Ansätze 

Unter 
strengen Aufl agen

unter dem Motto fair, einfach, ver-

ständlich und europafi t erarbeitet“, 

erklärt Max Steinhäusler. 

Die Interessengemeinschaft work@

professional setzt sich auch für 

mehr Frauen in Führungsetagen ein. 

Frauen-Beauftragte Karin Rathkolb 

will die Rahmenbedingungen dafür 

setzen. „Die Mehrzahl der Maturan-

tInnen sind Frauen. Das heißt, im 

Bildungsbereich funktioniert das 

mit der Gleichstellung recht gut. In 

der Berufswelt ist das weniger ange-

kommen“, weiß die studierte Juris-

tin. In Führungspositionen sind die 

Frauen massiv unterrepräsentiert. 

Auf der Ebene der Betriebe kön-

nen Förderungsprogramme oder 

Gleichstellungsprogramme Frauen 

unterstützen. Rathkolb: „Das fängt 

schon bei Seminaren zur Planung 

der Berufslaufb ahn an. Oft liegt es 

daran, dass Frauen einfach weniger 

Zeit dafür haben.“  

Fach- und Führungskräfte kämpfen 
für akzeptable und transparente All-
inclusive-Verträge für faire Regelun-
gen bei Dienstreisen. 
von Christian Resei
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Ansprüche von ArbeitnehmerInnen 

verfallen würden, sollen abgeschaff t 

werden, wenn sie weniger als drei 

Jahre betragen. „In weniger als zwei 

Wochen wurden rund 14.500 Unter-

schriften gesammelt", freut sich AK-

Präsident und ÖGB-Landesvorsit-

zender Johann Kalliauer anlässlich 

der Überreichung der Unterschrif-

ten an Nationalratspräsidentin Bar-

bara Prammer. Das Parlament ist 

nun aufgefordert, diese Ziele gesetz-

lich umzusetzen. Die Initiative kann 

weiterhin unterzeichnet werden.

Infos unter: oegb.at/ooe

Bürgerinitiative im Parlament
14.500 Unterschriften zur Stärkung der 
ArbeitnehmerInnenrechte.

Vermögenssteuer-Rechner

Seit Jahren kritisiert die 
GPA-djp die ungleiche 
Besteuerung von Arbeit und 
Vermögen in Österreich. Wer 
Vermögen hat, wird kaum 
belastet. Wer hingegen mit 
Arbeit seinen Lebensunterhalt 
bestreitet, wird kräftig zur 
Kasse gebeten. Die Einfüh-
rung einer Vermögenssteuer 
würde – dem ÖGB Steuer-
modell folgend – lediglich 
die obersten sieben Prozent 
betreffen. Die Einnahmen 
könnten für sinnvolle Inves-
titionen in den Sozial- und 
Gesundheitsbereich verwen-
det werden, zur Entlastung 
der Arbeitseinkommen und 
zum rascheren Schuldenab-
bau – ohne den Mittelstand 
oder durchschnittliche Vermö-
gen zu belasten.

Auf private Initiative von 
Maximilian Kasy von der 
Harvard University entstand 
ein Vermögensrechner, der 
veranschaulicht, bei welchem 
Vermögen man profi tiert oder 
steuerpfl ichtig wäre. Durch 
Eingabe des Haushaltsver-
mögens (aller zusammenle-
bender Haushaltsmitglieder) 
können verschiedene Varian-
ten einer Vermögenssteuer 
durchgespielt werden. So 
werden Auswirkungen auf 
sich selbst, auf den Staats-
haushalt und auf die Vertei-
lung von Reichtum sichtbar 
gemacht.

Info unter: 
www.binichreich.at

Arbeiterkammer und ÖGB Oberös-

terreich haben eine Bürgerinitia-

tive zur Verbesserung der Rechte von 

ArbeitnehmerInnen rechtskräftig 

eingebracht. 

Die Initiative verfolgt folgende Ziele: 

Zum einen sollen die Beschäftig-

ten in Zukunft verständigt wer-

den müssen, wenn eine Kontrolle 

durch eine Gebietskrankenkasse 

oder das Finanzamt zeigen sollte, 

dass sie zu wenig Lohn oder Gehalt 

bekommen haben. Der zweite Punkt 

betriff t die Verfallsfristen: Diese Fris-

ten, innerhalb derer nicht bezahlte 

Pensionskonto: Erstgutschrift im Juni
Seit 1.1.2014 werden die Pensionen für alle ab 1.1.1955 gebore-
nen Personen auf Basis des Pensionskontos berechnet. Betroffene, die 
bis zum 31.12.2004 mindestens ein Versicherungsmonat erworben 
haben, erhalten im Juni eine Kontoerstgutschrift. Dabei werden alle 
bis Ende 2013 erworbenen Versicherungsmonate zusammengeführt 
und ins neue Pensionskonto übertragen. Damit alle Ansprüche im 
Pensionskonto aufscheinen ist es wichtig, die von der Pensionsversi-
cherung ausgesandten Formulare zur Schließung von Versicherungs-
lücken zurückzuschicken.

Infos unter: www.pensionsversicherung.at

Johann Kalliauer überreicht die Unterschriften an Nationalratspräsidentin Prammer.
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Sieg in allen Instanzen

Vor Gericht wurde seitens der 

Geschäftsleitung der Caritas Soci-

alis damit argumentiert, dass die 

Gewerkschaft bereits bei den Ver-

handlungen über den geltenden Kol-

lektivvertrag unbedingt den Grund-

lohn für die durchschnittlich geleis-

teten Überstunden, die in den letz-

ten drei Monaten vor Auszahlung 

der Sonderzahlungen angefallen 

sind, in die Sonderzahlungen einfl ie-

ßen lassen wollte. Damals hätte sich 

der Arbeitgeberverband erfolgreich 

gegen diese Berechnungsweise zur 

Wehr gesetzt, weshalb diese nicht 

im Kollektivvertrag vereinbart wor-

den sei. 

Doch die GPA-djp hat in allen Ins-

tanzen obsiegt. Nach dem positiven 

D
er Betriebsrat der Caritas 

Socialis (CS) trat im Herbst 

2012 mit einer Frage an 

die GPA-djp-RechtsschützerInnen 

der Region Wien heran, die für alle 

Beschäftigten der Sozialwirtschaft 

spürbare fi nanzielle Auswirkungen 

mit sich brachte. 

Es ging darum, ob § 26 des Kollektiv-

vertrages für die Beschäftigten der 

Sozialwirtschaft (BAGS-KV), so aus-

zulegen sei, dass der durchschnitt-

liche Grundlohn der Überstunden, 

die in den letzten drei Monaten 

vor Auszahlung der Sonderzah-

lungen geleistet wurden, bei der 

Bemessung von Urlaubszuschuss 

und  Weihnachtsremuneration zu 

berücksichtigen sei. Beim betroff e-

nen Arbeitgeber wurde das bislang 

nicht so gehandhabt.

Die RechtsexpertInnen der Region 

Wien haben diese Frage bejaht, sie 

sahen den Sachverhalt durch die KV-

Bestimmungen zweifelsfrei gere-

gelt. Der Betriebsrat der Caritas 

Socialis hat daraufh in beim Arbeit-

geber interveniert und erhielt die 

Antwort, dass der Grundlohn für die 

durchschnittlich geleisteten Über-

stunden aus Sicht der Geschäftslei-

tung nicht in die Berechnung der 

Sonderzahlungen einzurechnen sei. 

Da auch die Interventionen der GPA-

djp zu keinem Ergebnis führten und 

der Dienstgeber auf seiner Rechts-

ansicht beharrte, hat sich Betriebs-

ratsvorsitzender Wolfgang Polzinger 

in Zusammenarbeit mit der Region 

Wien dazu entschlossen, diese 

Rechtsfrage vom Arbeits- und Sozial-

gericht Wien ein für alle Mal klären 

zu lassen.

Das bringt uns mehr Geld
Der Betriebsrat der Caritas Socialis hat vor Gericht durchgesetzt, 
dass die durchschnittlich geleisteten Überstunden in die Sonder-
zahlungen der Beschäftigten eingerechnet werden.
von Sabine Becker

Betriebsratsvorsitzender
Wolfgang Polzinger hat 
die Beschäftigten gut 
vertreten.
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Urteil des Arbeits- und Sozialgerich-

tes Wien hat nun auch der Oberste 

Gerichtshof die Auslegung des Kol-

lektivvertrages durch die Gewerk-

schaft bestätigt. In seiner Urteilsbe-

gründung hat der OGH klargestellt, 

dass die Vertragsparteien sehr wohl 

bereits im Kollektivvertrag festge-

legt haben, dass der für die Über-

stunden gebührende Grundlohn 

der letzten drei Monate als Berech-

nungsgrundlage für die Sonderzah-

lungen heranzuziehen ist.

Erfolg für die Beschäftigten

„Mit diesem Urteil haben wir einen 

großen Erfolg für die Beschäftigten 

errungen“, freut sich Betriebsrats-

vorsitzender Polzinger. Die stellver-

tretende Regionalgeschäftsführe-

rin der GPA-djp, Barbara Zechmeis-

ter, sieht den Grundstein für den 

Erfolg in den Kollektivvertragsver-

handlungen: „Wir haben gut ver-

handelt und eine fi nanzielle Besser-

stellung für die MitarbeiterInnen 

Recht aktuell
im Sozialbereich erreicht – die Men-

schen werden mehr Geld im Börsel 

haben.“

Besonders im Sozialbereich wird den 

DienstnehmerInnen sehr hohe Flexi-

bilität abverlangt und durch die lan-

gen Durchrechnungszeiträume, die 

in Arbeitszeit-Betriebsvereinbarun-

gen festgelegt sind, gelangen die 

geleisteten Überstunden nur selten 

zur Auszahlung. „Darum war es uns 

besonders wichtig, dass durch die 

Einbeziehung des Grundlohns der 

durchschnittlich geleisteten Über-

stunden in die Sonderzahlungen die 

DienstnehmerInnen für ihren Ein-

satz und ihre Flexibilität „belohnt“ 

werden“, bekräftigt Zechmeister.

Die neue Regelung gilt für rund 

120.000 ArbeitnehmerInnen, die 

dem BAGS-Kollektivvertrag unter-

liegen. Bei der Caritas Socialis in 

Wien sind insgesamt 840 Mitarbei-

terInnen betroff en. Diese sind in den 

Bereichen Diplomkrankenpfl ege, 

In dieser Ausgabe 
berichten wir zum 
einen über ein 
Gerichtsverfahren, 

das der Betriebsrat der Caritas 
Socialis mit Unterstützung der 
GPA-djp-RechtsschützerInnen aus 
Wien gewonnen hat. Es bringt eine 
fi nanzielle Besserstellung für die 
MitarbeiterInnen im Sozialbereich.

Außerdem berichten wir über die 
Kündigung einer Betriebsratswer-
berin, die nach Intervention der 
GPA-djp zurückgenommen wurde.

Rechtsexpertin
Andrea Komar
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Erfolg für die Rechtschützer der GPA-djp: Kündigung zurückgenommen 

Im Logistikbetrieb einer großen Textilhandelskette wurden Anfang 2014 Betriebsratswahlen vorberei-
tet. Frau Anna S. (Name von der Redaktion geändert) interessierte sich für die Arbeit als Beriebsrätin 
und ließ sich als Wahlwerberin auf die Liste setzen. Sie wollte mithelfen, die Interessen der Beschäf-
tigten innerhalb des Unternehmens zu vertreten und sah eine Chance zur aktiveren Mitgestaltung 
ihres Arbeitsumfeldes. 

Doch Frau S. hatte die Rechnung ohne den Arbeitgeber gemacht: Knapp nachdem per Aushang 
bekannt wurde, dass sie für den Betriebsrat kandidieren wird, sollte sie gekündigt werden. Plötzlich 
gab es eine „generelle Unzufriedenheit“ mit einer Arbeitnehmerin, deren Tätigkeit bis zu diesem 
Zeitpunkt vom Arbeitgeber noch nie beanstandet wurde. Einige Wochen später wurde die Kündi-
gung tatsächlich ausgesprochen. 

Im ersten Augenblick war Frau S. sprachlos. Sie hatte sich doch nichts zuschulden kommen lassen. 
Kann die Absicht, Betriebsrätin sein zu wollen, tatsächlich der Grund für eine  Kündigung sein? 

Die betroffene Kollegin nahm unverzüglich die Rechtsberatung der GPA-djp, Region Wien, in 
Anspruch. Sofort war klar: Diese Kündigung ist rechtsunwirksam. Denn ArbeitnehmerInnen, die bei 
einer Betriebsratswahl kandidieren wollen, stehen bereits zu diesem Zeitpunkt unter einem besonde-
ren Kündigungs- und Entlassungsschutz, der in §§ 120 ff Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) geregelt 
ist. Nach Intervention der GPA-djp hat der Arbeitgeber die Kündigung von Anna S. zurückgenom-
men – mittlerweile ist sie aktives Mitglied des Betriebsrates. 

Filipp Friedrich, GPA-djp-Rechtschutzsekretär der Region Wien

Pfl ege- und Heimhilfe, Alltagsbe-

treuung, Therapie, Psychologie, 

Büro, Reinigung und Wäscherei 

beschäftigt. 

Infos unter www.gpa-djp.at/recht
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Citygate – das Tor
zu höchster Lebensqualität
Der neue Stadtteil im Norden Wiens schafft leistbares Wohnen – 
mit perfekter Infrastruktur und attraktiven Freizeitmöglichkeiten.
von Gisela Gary

D
ie Wohnbauvereinigung für 

Privatangestellte Gemein-

nützige Ges.m.b.H., WBV-

GPA, errichtet 71 Wohneinheiten zur 

Miete oder zum Kauf im Citygate – 

mit der Verwertung wurde soeben 

begonnen. Die WBV-GPA wagte 

erstmals einen zeitgemäßen und 

zugleich mutigen Schritt: Die Woh-

nungen sind frei fi nanziert errich-

tet: Sie können sofort im Eigentum 

erworben oder mit einer Kaufoption 

nach zehn Jahren gemietet werden. 

Mieten oder Kaufen?

Mit rund 2.700,– Euro pro Quad-

ratmeter Wohnnutzfl äche liegt das 

Bezahlte Anzeige

 CITYGATE: Ab sofort startet die WBV-GPA mit der Wohnungsvergabe ihres Bauteils.

Wohnung sofort zu einem Fixkauf-

preis (ca. 2.700,– pro Quadratmeter) 

im Eigentum zu erwerben.

Hervorragende Infrastruktur 

„Mit unserem Bauteil erfüllen wir 

die aktuellen Wünsche von Singles 

und jungen Familien, im Grünen, 

verkehrstechnisch gut angebunden 

und doch nicht weit weg von der 

Stadt zu wohnen. In der Wohnhaus-

anlage befi nden sich alle Einrichtun-

gen für den täglichen Bedarf – d. h. 

die Bewohner fi nden alle wichtigen 

Geschäfte vor Ort. Doch der abso-

lute Bonus des neuen Stadtteils ist 

die U-Bahn vor der Haustüre. Der 

Projekt unter den marktüblichen 

Preisen. Laut Immobilienpreisspie-

gel liegt in dem aufstrebenden Bezirk 

der durchschnittliche Preis pro Qua-

dratmeter weit höher. Tendenz stei-

gend. Zielgruppe sind unter ande-

rem all jene Interessenten, deren 

Einkommen über den Grenzen des 

Wiener Wohnbauförderungs- und 

Wohnbausanierungsgesetzes lie-

gen. Die monatliche Miete inklusive 

Betriebskosten und Steuer, exklu-

sive Heizung, Kalt- und Warmwas-

ser, beträgt rund 8,50 Euro pro Qua-

dratmeter. 473,– Euro pro Quadrat-

meter sind an Finanzierungsbeitrag 

zu bezahlen. Weiters haben Interes-

senten optional die Möglichkeit, die 
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Stellenwert der perfekten öff entli-

chen Verkehrsanbindungen ist im 

Steigen, wie wir aus unseren Kun-

dengesprächen wissen“, erklärt 

Michael Gehbauer, Geschäftsführer 

WBV-GPA. In nur 15 Minuten bringt 

die U-Bahnlinie 1 die Bewohner vom 

Citygate direkt von der Station Ader-

klaaer Straße in die Innenstadt. Den-

noch muss auf das Auto nicht ver-

zichtet werden, im WBV-GPA-Bauteil 

gibt es für monatlich ca. 80,– Euro 

einen Stellplatz in der Tiefgarage.

Architektonische Feinheiten

Das Citygate wird spätestens im 

Frühjahr 2015 bei Fertigstellung 

1.160 Wohnungen wie auch ein Ein-

kaufszentrum mit rund 20.000 Qua-

dratmeter umfassen. 406 Wohnun-

gen werden von der CITYGATE Living 

GmbH mit dem Hochhaus-Bauteil 

Skyliving errichtet, der Rest verteilt 

sich auf gemeinnützige Bauträger. 

Demnächst wird gegenüber das 

evangelische Gymnasium Donau-

stadt errichtet. In der Wohnhausan-

lage gibt es einen Kindergarten. 

Das neungeschossige Gebäude der 

WBV-GPA wurde von Scheifi nger + 

Partner ZTG barrierefrei geplant. 

Die Grundrisstypen reichen von 

Zwei-Zimmer-Wohnungen bis zu 

Vier-Zimmer-Wohnungen. Nahezu 

alle Wohnungen verfügen über 

Freiräume mit Balkonen, Loggien 

Aktuelle Projekte im Bau

Vormerkung bereits möglich:

•  Beispiel Wohnung Top 46 
(58,54 m2/63 Nutzwerte)

MIETVARIANTE
(mit Kaufoption nach 
10-jähriger Mietdauer):
Finanzierungsbeitrag:  
EUR 29.799,—/ 
ca. EUR 473,-- pro 
Nutzwert

Monatliche Miete 
(inkl. BK und USt):
EUR 533,07

KAUFVARIANTE:
Fixkaufpreis: EUR 
157.908,–
(exkl. Nebenkosten)
monatliche Belastung: 
EUR 143,64

 
•  Beispiel Wohnung Top 66 

(110,71 m2/ 
130 Nutzwerte)

MIETVARIANTE 
(mir Kaufoption nach 
10-jähriger Mietdauer):

Finanzierungsbeitrag: 
EUR 61.490,— / 
ca. EUR 473,-– 
pro Nutzwert
Monatliche Miete 
(inkl. BK und USt):
EUR 1.100,01

KAUFVARIANTE:
Fixkaufpreis: 
EUR 325.842,- 
(exkl. Nebenkosten)
monatliche Belastung: 
EUR 296,40

Preise sind ungefähr und können 
noch geringfügig angepasst werden

oder Terrassen. Zur Ausstattung 

zählt eine belagsfertige Grundva-

riante mit hochwertigen Keramik-

fl iesen und auch Buchen-Parkett 

in allen Zimmern. Balkone werden 

versiegelt, Terrassen werden mit 

Feinbetonplatten verlegt. Grund-

riss- und Ausstattungsänderungen 

sind, soweit mit dem Baufortschritt 

vereinbar, möglich. Die kontrol-

lierte Wohnraumlüftung sorgt für 

einen geringen Energieverbrauch 

und für eine optimale Luftqualität. 

Der spezifi sche Heizwärmebedarf 

beträgt 29 kWh/Quadratmeter und 

Jahr. Das Einkaufszentrum wird zur 

Benützung für alle Bewohner ein 

Gründach erhalten, doch auch der 

Innenhofb ereich steht zur Erholung 

und zum Spielen zur Verfügung.  

Der intensiv begrünte Innenhof dient als integrierte Erholungsfl äche für Jung und Alt.
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Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung für 
Privatangestellte WBV-GPA-
Wohnungs  service –
Gassenlokal

1010 Wien, 
Werdertorgasse 9
Tel.: 01/533 34 14

Internet: www.wbv-gpa.at
E-Mail: wohnungsservice@
wbv-gpa.at
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8. Schrammel.Klang.Festival

„Unendliche Weiten“ lautet das 

Motto des Festivals, das vom 4. 

bis 6. Juli in der malerischen 

Naturkulisse rund um den Her-

rensee in Litschau Musik, Natur 

und Theater verbindet.

Über 100 Künstlerinnen und 

Künstler, traditionelle Schram-

melmusikantInnen wie Inter-

pretInnen zeitgenössischer 

Weltmusik,  bekannte Wiener- 

Lied-SängerInnen wie experi-

mentierfreudige NewcomerIn-

nen hat Intendant und Festi-

valgründer Zeno Stanek heuer 

zum „Woodstock des Wienerlie-

des“ eingeladen. 

Um 10 % ermäßigte Tickets

bei Wien Ticket: 01-58885

oder www.wien-ticket.at

mit Codewort: GPA

www.schrammelklang.at

Sommer-
angebote
Genießen Sie Kultur im Sommer. Jede 
Menge Spiel und Spaß gibt’s für Ihre 
Kinder im Erlebnispark Gänserndorf zu 
Vorteilspreisen für GPA-djp-Mitglieder.

Viertelfestival NÖ – 
Waldviertel 2014

Das Festival fi ndet vom 10. Mai 

bis 10. August im Waldviertel 

statt. Unter dem Motto „Natur-

maschine“ werden 68 Kunst- 

und Kulturprojekte umgesetzt. 

Die Projekte befassen sich 

künstlerisch mit den Besonder-

heiten der Region und zeich-

nen sich durch experimentelle 

Zugänge und Originalität aus.

Ermäßigte Tickets für ausge-

wählte Projekte mit der CARD:

•    „Gemma! Gutenbrunn. 

Das Festival im Festival“ 

•  „Mini(N)aturmaschine. Sau-

erdampfer, Lokvogel u. a.“ 

•  „Hitlers Großmutter.

Erinnerungen der Maria

Schickelgruber“ 

Informationen unter 

www.viertelfestival-noe.at
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Festspiele Stockerau 2014

Zum offi  ziellen 50-Jahr-Jubiläum 

der Festspiele präsentiert Inten-

dant Zeno Stanek vom 2. Juli bis 

9. August mit „Einer fl og über 

das Kuckucksnest“ ein Stück mit 

bewegter Rezeptionsgeschichte, 

das fast so alt ist wie die Fest-

spiele selbst.

Die Vorstellungen fi nden auf 

der Open-Air-Festspielbühne 

am  Dr.-Karl-Renner-Platz vor der 

barocken Pfarrkirche statt (bei 

Schlechtwetter im Z 2000, Spar-

kassaplatz 2, 2000 Stockerau).

Ermäßigte Tickets für GPA-djp- 

Mitglieder unter: 

tickets@comcat.cc

Informationen unter: 

01/361 98 88 – 10

Alle Infos zu den Festspielen: 

www.festspiele-stockerau.at
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Kinder-Sommercamp im 
Erlebnispark Gänserndorf

Klettern, Slacklinen, Bogen-

schießen, Streichelzoo-Tier-

pfl ege, Radausfl ug mit Pick-

nick, Schwimmen, Ballspiele,  

Bienenlehrpfad,  Kinder-Disco, 

Bastel-Workshop, Pony führen 

und Pfl ege, Abschlussfest Kin-

derolympiade mit Preisen, Ver-

pfl egung All Inklusive u. v. m.

 

Jede Menge Spiel und Spaß für 

Schulkinder von 6–12 Jahren 

 

Termine: 21.–25.7., 28.7.–1.8., 

4.–8.8., 11.–15.8.2014  

mit Nächtigung  € 250,– 

ohne Nächtigung € 210,–  

15 % Rabatt mit GPA-djp-CARD

Anmeldungen: 02282/799 88, 

offi  ce@erlebnispark-

gaenserndorf.at oder www.

erlebnispark-gaenserndorf.at

Sommernachhilfe

Das bfi  Wien bietet ab 28. Juli 

Intensivlernkurse mit kompe-

tentem Lehrpersonal in einer 

angenehmen Atmosphäre in 

Deutsch, Englisch und Mathe-

matik für SchülerInnen aus 

Neuen Mittelschulen, AHS 

sowie berufsbildenden mittle-

ren und höheren Schulen.

Kosten: € 150,– pro Woche

–10 % für GPA-djp-Mitglieder 

(SchülerInnen ab 15 selbst oder 

erziehungsberecht. Personen)

Kursorte: bfi  Wien 

Alfred-Dallinger-Platz 1, 

1034 Wien und/oder

Johann-Böhm-Platz 1,

1020 Wien

Information und Anmeldung:

Tel. 01/811 78–10100, E-Mail: 

information@bfi -wien.or.at

www.bfi -wien.at
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Schloss Weitra

Peter Hofb auer, neuer Inten-

dant des Festivals auf Schloss 

Weitra, hat es sich zum Ziel 

gesetzt, das Genre „musikali-

sche Komödie“ neu zu beleben 

und dabei das Schloss als Origi-

nalkulisse einzusetzen. 

Sein von ihm eigens für Wei-

tra geschriebenes, und mit 

der Musik von Josef Strauss 

herrlich abgerundetes Stück 

„Plötzlich Prinz“ (13.7.–18.8. 

2014) verspricht ein unterhalt-

sames, fl ottes und vielseitiges 

Theatererlebnis.

Vom 22.–24.8.2014 sehen Sie die 

Komödie MÖRDERKARUSSELL.

Ticketbestellung für Mitglieder

unter: tickets@comcat.cc

Informationen unter:

01/361 98 88–10

Infos: www.schloss-weitra.at

CARD-Angebote

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.gpa-djp.at/card 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und erhalten 

monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301, 

E-Mail: service@gpa-djp.at

© by paul - Fotolia.com
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Veranstaltungen

Ab 5. Juni 2014

Mach dir ein Bild!
EMS Lounge, Wien

Eine völlig neue 3-D-Ausstellung, 
in der der Betrachter selbst zum 
Künstler wird. Fotografi eren ist 
nicht wie in anderen Ausstellun-
gen verboten, sondern ein MUSS!

Karten: 01/ 714 88 77
Infos unter www.emslounge.at
Mit CARD EUR 8,– statt 10,–
Kinder bis 14: EUR 5,60 statt 7,–

15. Juli bis 15. August 2014

Romeo und Julia
Schloss Pötzleinsdorf, Wien

Die tragische Geschichte der 
beiden Liebenden fi ndet an alter-
nierenden Abenden in englischer 
und deutscher Sprache vor einer 
imposanten Kulisse statt.

Karten: 0680/225 12 90 
(Mo–Fr: 10–14 Uhr)
Info: www.openhousetheatre.at
Mit CARD EUR 17,–

31. Juli bis 24. August 2014

Erben für Anfänger
Herrenseetheater, Litschau

Inspiriert durch den Romanklas-
siker schickt Margit Mezgolich 
in ihrer Komödie zwei schrullige 
Protagonisten auf eine turbulente 
Jagd nach einem verdammt gut 
versteckten Millionenerbe.

Karten: 02865/53 85
Info: www.herrenseetheater.at
10 % CARD-Ermäßigung

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion 

KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: 

www.gpa-djp.at/gewinnspiel, Einsendeschluss 25. Mai 2014.
Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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8.–10. Juni 2014

Cubus – Glaub nicht alles 
was du denkst
MQ, Dschungel Wien

Eine Frau fi ndet sich hineinge-
worfen in einen abgeschlossenen 
Raum. Doch ist sie nicht allein, 
denn dieser sogenannte „Cubus“ 
erscheint wie ein Irrenhaus.

Karten: 01/522 07 20-20
Info: www.gpa-djp.at/card
Mit CARD EUR 12,– statt 14,–

26.–29. Juni 2014

Woodstock der Blasmusik
Arco Area, Ort im Innkreis

Zum vierten Mal geht diesen 
Sommer wieder eines der größten 
Blasmusikfestivals Europas in 
Oberösterreich über die Bühne.

Buchung per Mail: 
tickets@comcat.cc
www.woodstockderblasmusik.at
CARD-Ermäßigung bei Pass und 
Tageskarten
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9. Juli bis 28. August 2014

Sissi – Beuteljahre
einer Kaiserin
Tschauner Bühne, Wien

Vergessen Sie alles, was Sie zu 
wissen glaubten! In dieser trashig-
absurden Inszenierung rockt das 
Tschauner Reloaded Ensemble die 
Bühne!

Karten: 01/914 54 14
Info: www.tschauner.at
10 % CARD-Ermäßigung
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Bücher

Der Juli geht aufs Haus

Kurto Wendt, 
Zaglossus, Wien 2014, 14,95 €

Es ist ein erfundenes Szenario, 
wie es realer gar nicht sein 
könnte: In seinem neuen Job bei 
einem großen Immobilienent-
wickler erhält Frank den Auftrag, 
widerspenstige MieterInnen, 
deren Wohnungen in Luxusdo-
mizile umgebaut werden sollen, 
durch unlautere Methoden zum 
Aufgeben zu bewegen. Inspiriert 
von Mietboykottbewegungen 
in Spanien und Deutschland 
beschließt er gemeinsam mit 
Freundinnen und Freunden, eine 
derartige Bewegung auch in 
Wien zu initiieren.

Zum Star des Romans wird 
dabei eine 82-jährige lesbische 
Großmutter, die ihr von Räumung 
bedrohtes Haus verteidigt. Sie 
bedient sich dabei einer simplen 
aber umso wirkungsvolleren 
Taktik: „Der Juli geht aufs Haus“ 

Wachstumswahn
Was uns in die Krise führt 
– und wie wir wieder heraus-
kommen

von Christine Ax und Friedrich 
Hinterberger,
LUDWIG Verlag 2013, 18,50 €

Ob es uns gefällt oder nicht: Das 
Wachstum der vergangenen Jahr-
zehnte kommt nicht wieder. Und 
das ist nach Ansicht der Autoren 
gut so! Denn inzwischen gibt es 
von fast allem genug – und von 
immer mehr zu viel. Wir leben 
im Wohlstand und wollen doch 
immer mehr. Wir haben vom 
Falschen zu viel und vom Richti-
gen zu wenig. Unser Wohlstand 
und unser hoher Lebensstandard 
gründen auf dem Zwang zum 
permanenten Wachstum. Doch 
Europa steckt nach wie vor mit-
tendrin: in einer Wirtschafts- und 
Finanzkrise, die 2008/2009 
begonnen hat und nach Meinung 
vieler ExpertInnen noch lange 
nicht überwunden ist.

Die einen 
plädieren 
dafür, mit 
aller Macht 
gegen die 
rückläufi ge 
Wirtschafts-
entwicklung 
gegenzu-
steuern. Um 
Arbeitsplätze 
zu schaffen, 
um die 

Infl ation auszugleichen, um die 
Pensionen zu sichern und um die 
Staatsschulden abzubauen. Andere 
argumentieren mit der Ressourcen-
knappheit und fi nden, dass wir auch 
angesichts der weltweit sehr unglei-
chen Verteilung von Einkommen und 
Bildung nicht allein auf Wachstum 
setzen dürfen.

Die Autoren wollen das goldene 
Kalb Wachstum vom Thron stoßen. 
Nicht weil sie Wachstumskritiker 
sind, sondern weil sie den Zenit 
des Wachstums erreicht sehen. Die 
Autoren sehen das jedoch nicht als 

Katastrophe, sondern als große 
Chance für einen nachhaltigen 
Wandel – hin zu der Bereitschaft, 
nach neuen Antworten zu suchen 
und neue Wege zu beschreiten.

Das Buch zeigt anschaulich, 
wie unsere Welt nach dem Ende 
des Wachstumswahns aussehen 
könnte. Dabei wird klar, warum 
wir auf die Wachstumsraten von 
gestern verzichten können und 
welche Bereiche in Zukunft unbe-
dingt wachsen sollten.

In einer zukunftsfähigen Gesell-
schaft können wir nämlich auch 
auf anderen Wegen Arbeitsplätze 
schaffen, Bildung und Pfl ege 
organisieren, Armut bekämpfen 
und den Klimawandel stoppen. 
Das machen die beiden Wirt-
schaftsexperten anhand von 
Beispielen und durchaus unterhalt-
sam auch ökonomischen Laien 
verständlich.

Andrea Rogy

ist in der 
Geschichte 
Losung und 
Drohung 
zugleich – 
sollten die 
Forderungen 
der Boykott-
bewegung 
nicht erfüllt 
werden, 
würden 

Tausende von Leuten koordiniert die 
Juli-Miete nicht bezahlen.

Kaum ein Thema bewegt derzeit so 
sehr wie die Frage nach leistbarem 
Wohnen. Kurto Wendt schreibt dazu 
die Geschichte einer fi ktiven Bewe-
gung, die jederzeit Realität werden 
könnte. Sein Buch ist eine gute 
Mischung aus Gesellschaftskritik und 
Unterhaltungsliteratur.

Sehr lebhaft und detailgetreu 
werden die Probleme der Großmut-
ter in jungen Jahren geschildert: 
„Wahrscheinlich war unser heutiger 
Vermieter noch nicht einmal auf der 

Welt, als die Hausverwaltung 
damals, unterstützt von den 
meisten anderen Parteien im 
Haus, uns hier raus haben 
wollte. Eine verlassene Frau mit 
ihrer achtjährigen Tochter und 
ihrer Liebhaberin. Und das in 
den 1970er-Jahren in Wien.

Sie haben keine Vorstellung 
davon. Niemand sprach jemals 
das Wort lesbisch aus. Die 
Hausverwaltung kam ständig 
vorbei, um die Wohnfl äche 
auszumessen, zu fragen, ob 
mein Mann da wäre, oder uns 
mitzuteilen, dass sich andere 
Hausparteien über den Lärm 
meiner Tochter beschwerten 
....“

Kurto Wendt lebt in Wien und 
arbeitet als Medienbeobachter, 
Journalist, Gastkommentator 
und Betriebsrat. „Der Juli geht 
aufs Haus“ ist sein dritter 
Roman.

Andrea Rogy



3Spezial-Bonus XL.

Aktion gültig bei Neuanmeldung zu einem Sprach- oder Internettarif mit Gerät und 24 Monaten Mindestvertragsdauer. Ausgenommen Hui Plus Internet-Tarife. 
Rabatte beziehen sich nur auf den Basis-Tarif und sind nicht auf Zusatzpakete, Servicepauschale und sonstige Entgelte anrechenbar.

• 15% Bonus auf die Grundgebühr

• 49€ Aktivierungsentgelt sparen

• Bis zu vier Anmeldungen pro Mitglied

Es gibt nichts
geschenkt.

Exklusiv für 
Mitglieder der 
GPA-djp.

Gewinnen Sie einen 
3WebCube der neuesten 
Generation.
Senden Sie eine Postkarte an: 
Redaktion KOMPETENZ, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1034 Wien 
oder online unter www.gpa-djp.at/gewinnspiele 

Einsendeschluss ist 25.05.2014. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.




